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3Zur Diskussion gestellt

Wie sieht die Zukunft der Türkei aus?
Die schwierige Beziehung der EU zur Türkei:

Die Türkei ist im Ausnahmezustand, das Verhältnis zur Europäischen Union gefährdet wie nie, und 

die Chance auf einen EU-Beitritt ist gesunken. Statt der Diskussion über ungenutzte wirtschaftli-

che Potenziale rücken nunmehr die Fragen der Bewertungen der politischen Risiken in das Zen-

trum der Aufmerksamkeit. Wie können die zukünftigen Beziehungen der Europäischen Union zur 

Türkei gestalten werden? 

Die »Neue Türkei« – 
beschleunigter Staatsumbau 
nach dem gescheiterten 
Putsch und Folgen für 
Europa

Der gescheiterte Umsturzversuch des Mi­
litärs vom 15. Juli 2016 markiert einen 
Einschnitt in der politischen und gesell­
schaftlichen Entwicklung der Türkei. »Kei­
ne Macht ist stärker als die Macht des 
Volkes,« so hatte Staatspräsident Recep 
Tayyip Erdoǧan noch in der Hitze der 
Putschnacht mit seinem ausgeprägten 
und ambivalenten Talent verblüfft, ent­
schlossen eine Krise in ihr Gegenteil, in 
eine Gelegenheit zur weiteren Stärkung 
seiner Machtposition, zu wenden. In vol­
ler Überzeugung von der Rechtschaffen­
heit ihres Handelns ergreifen er und die 
regierende Partei für Gerechtigkeit und 
Entwicklung (AKP) nun die Gelegenheit, 
die bestehende Staatsordnung tiefgrei­
fend zu ändern oder gänzlich durch eine 
neue Verfassung für ein präsidentielles 
System zu ersetzen.
 
Der Umsturzversuch und der anschließen­
de mehrmonatige Ausnahmezustand, in 
dessen Folge massenhaft z.T. führende 
Militärs und Staatsbeamte, Wissenschaft­
ler, Lehrer und Journalisten suspendiert, 
entlassen und inhaftiert wurden, setzen 
die kapazitive Stabilität des Staatswesens 
und den Erhalt von Demokratie, Rechts­
staatlichkeit und Freiheit in der Türkei un­
ter enormen Druck. In Teilen der Gesell­
schaft folgte auf das Gedenken an die 
Opfer der Putschnacht und auf die ver­
breitete Euphorie, die Demokratie gegen 
die intervenierende Armee verteidigt zu 
haben, schon bald Resignation und Ent­
täuschung. Während die Regierungs­
skeptischen in der Bevölkerung von den 

Ereignissen traumatisiert erscheinen und 
ungewiss in die Zukunft blicken, arbeiten 
Präsident Erdoǧan und die AKP-Regie­
rung an dem Gründungsmythos für eine 
»Neue Türkei«, dessen Kern eine konser­
vativ-nationalistische Einheit unter neuer 
präsidentieller Führung darstellt. Für libe­
rale Demokratie, Pluralismus und Europa 
dürfte darin kein Platz sein. Angesichts der 
Entwicklungen sollte Deutschland auf eine 
europäische Türkeistrategie drängen.

Der Umsturzversuch und die 
Folgen

Falls es überhaupt einmal gelingt, die 
Entwicklungen vom 15. und 16. Juli 2016 
aufzuarbeiten, dann wird es noch lange 
dauern, bis Licht in das Dunkel der 
Putschnacht gelangt. Nach heutigem 
Kenntnisstand und offizieller Lesart war 
der Umsturzversuch von Armeeangehö­
rigen und Anhängern der spirituellen und 
teilweise klandestinen Bewegung des in 
den USA lebenden Predigers Fethullah 
Gülen früher als geplant und überhastet 
gestartet worden, nachdem Geheim­
dienst und Militärführung Informationen 
über subversive Vorgänge in den Streit­
kräften erhalten hatten. Weil unklar ist, 
was sich genau vor dem Putschbeginn 
am Freitagabend im Militärhauptquartier 
und der Regierungszentrale in Ankara 
abspielte,1 bleiben nur Tatsachenberich­

 1	 Einen Spekulationsstrang bildet die Vermutung, 
wonach die Regierung nicht sogar schon weitaus 
früher von den Umsturzplänen wusste und teil­
weise in Absprache mit der Armeeführung die 
Putschisten losschlagen und schließlich mangels 
breiter Unterstützung scheitern ließ; (vgl. dazu 
bspw. Baydar 2016). Dass seit 2013 die staatli­
chen Behörden gegen mutmaßliche Anhänger 
und Institutionen der Gülen-Bewegung in der Tür­
kei systematisch vorgingen, ohne allerdings 
jemals klare Beweise für etwaige kriminellen Ver­
gehen zu veröffentlichen, verwundert in dem 
Zusammenhang nicht. Einführend zu den Ent­
wicklungen und Hintergründen vgl. Aydıntaşbaş 
(2016) sowie Turan (2016).

 *	 Ludwig Schulz ist Politik- und Türkei-Wissen­
schaftler am CAP München sowie für das DOI 
Berlin und die MEIA Research Group.

Ludwig Schulz*
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te zur Plausibilisierung der Abläufe: so etwa, dass mit An­
bruch der Dunkelheit Jets der Luftwaffe im Tiefflug über 
dem Zentrum der Hauptstadt brausten, das Parlaments­
gebäude und weitere öffentliche Gebäude beschossen wur­
den und in Istanbul Armeeeinheiten die Bosporusbrücke 
und den Taksim-Platz abriegelten. Putschisten hätten in der 
Nacht versucht, Präsident Erdoǧan, der sich mit Familie 
und Stab an der Ägäisküste aufgehalten hatte, zu töten, 
doch konnte dieser nach Istanbul entkommen. Am kaum 
bewachten Atatürk-Flughafen wurde er von zahlreichen An­
hängern empfangen, wo er seine zuvor schon per Video­
anruf und Fernsehen übertragende Botschaft an das Volk 
wiederholte, den öffentlichen Raum von den Soldaten zu­
rückzuerobern und die Demokratie zu verteidigen. »Keine 
Macht ist stärker als die Macht des Volkes«, erklärte er vor 
euphorisierten Anhängern (vgl. Arango und Yeginsuju 
2016). In dieser chaotischen Nacht elektrisierte Erdoǧans 
Selbstinszenierung als unbeugsamer Anführer des Volkes 
und als demokratisch legitimierter Präsident die Massen, 
die zu Tausenden auf die Straßen und Plätze strömten und 
sich den Soldaten entgegenstellten. 

Am frühen Samstagmorgen galt der Militärputsch als ge­
scheitert. Unklar ist die Zahl der in der Nacht Getöteten, sie 
schwankt zwischen 240 und 300 Personen. Darunter waren 
mehrheitlich Zivilisten, aber auch am Umsturz qua Befehl 
beteiligte Soldaten, an denen die aufgebrachte Menge ein 
Exempel für die später lautstark geforderte Todesstrafe für 
die Putschisten statuierte. Mehr als 2 000 Menschen waren 
verletzt worden. In rhetorischem Einklang mit seiner konser­
vativen politischen Agenda erklärte Präsident Erdoǧan: »Der 
Putsch ist ein Geschenk Gottes, weil er uns erlaubt, das 
Militär von den Putschisten zu säubern.« (Sky News Twit­
ter-Dienst 2016; vgl. auch Spiegel online 2016a) Über 
2 800 Armeeangehörige wurden noch am ersten Wochen­
ende festgenommen. Zudem machte die Regierung mit ih­
rer Entscheidung, fast ebenso viele Richter und Staatsan­
wälte umgehend zu suspendieren, sogleich deutlich, dass 
neben den vermeintlich Gülen-nahe Kräften im Militär nun 
auch alle anderen staatlichen Institutionen sowie Organisa­
tionen in Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Medien ins Visier 
der Ermittlungen und Strafmaßnahmen geraten würden – so 
wie auch das Ausland: »Jedes Land«, so warnte Minister­
präsident Binali Yıldırım in der Hitze des Augenblicks, »das 
den Prediger Gülen unterstützt, ist kein Freund der Türkei 
und wird als Kriegsgegner aufgefasst.« (Reuters 2016)

In der Folge sagte die Exekutive aus Präsident Erdoǧan und 
der Regierung Yıldırım nicht nur den Gülen-Anhängern in 
Armee, Justiz und Bürokratie, sondern allen tatsächlichen 
und vermeintlichen Feinden der demokratisch gewählten 
Regierung und der staatlichen Ordnung einen gnadenlosen 
Kampf an. Am 21. Juli 2016 wurde mit Regierungs- und 
Parlamentsbeschluss ein dreimonatiger Ausnahmezustand 
nach Art. 120 der Verfassung verhängt, der der Regierung 
weitreichende Durchgriffsrechte de facto am Parlament vor­

bei garantiert. Zudem setzte die Regierung die Europäischen 
Menschenrechtskonvention nach deren Art. 15 teilweise au­
ßer Kraft. Seither werfen Menschenrechtsorganisationen 
Staatsbediensteten immer wieder vor, Inhaftierte zu foltern, 
und beklagen den systematischen Bruch von Häftlingsrech­
ten (vgl. Human Right Watch 2016). Vertreter der Regie­
rungspartei weisen die Foltervorwürfe stets mit Verweis auf 
ihre traditionelle »Null-Toleranz-Politik« zurück und erklären, 
Verfehlungen juristisch zu ahnden. Den Besuch des Euro­
päischen Komitees zur Verhütung von Folter des Europarats 
(CPT) Anfang September ließen die türkischen Behörden zu, 
nicht aber die für Oktober 2016 geplante Beobachtungsrei­
se des zuständigen UN-Sonderbeauftragten. Abzuwarten 
bleibt, ob ein Bericht des Menschenrechtskommissars des 
Europarats, der sich Ende September ein Bild von der Lage 
in der Türkei machte und an die Regierung die Forderung 
richtete, hinsichtlich rechtsstaatlicher Prinzipien »dringend 
wieder zum Zustand vor dem Ausnahmezustand zurückzu­
kehren«, veröffentlicht werden kann oder unter Verschluss 
bleiben wird (vgl. Council of Europe Commissioner for Hu­
man Rights 2016).

Knapp zwei Monate nach dem Umsturzversuch bilanzierte 
vorläufig die oppositionelle Republikanische Volkspartei 
(CHP) 93 000 suspendierte und 60 000 entlassene Staats­
bedienstete, 50 000 Menschen in Untersuchungshaft und 
32 000 eröffnete Strafverfahren (vgl. dazu und im Folgenden 
Cumhuriyet Halk Partisi 2016; Spiegel online 2016b; Güsten 
2016a). Darüber hinaus über 4 200 geschlossene oder ent­
eignete Einrichtungen, darunter 15 Universitäten, 129 Stif­
tungen und 1 125 Vereine. Gegen 5 200 Universitätsan­
gehörige waren Ermittlungen eingeleitet worden, fast 
12 000 Schullehrer wurden wegen Unterstützung der PKK 
suspendiert oder entlassen, später folgten 2 400 vermutete 
Gülenisten. Mitte Oktober standen nach Regierungsanga­
ben noch rund 82 000 Menschen im Visier von Ermittlungen, 
mehr als 35 000 waren inhaftiert, 4 000 galten als fahnen­
flüchtig. Über 150 Generäle, 4 000 Offiziere und Zehntau­
sende Soldaten sollen suspendiert oder unehrenhaft entlas­
sen worden sein. Medienberichten zufolge sollen mit zirka 
4 000 Richtern und Staatsanwälten etwa 20% der Justiz­
beamten nicht mehr im Dienst sein. All dies kommt einem 
personellen Aderlass des Staates ungeahnten Ausmaßes 
gleich, mit fraglichen Konsequenzen für die Funktionsfähig­
keit vor allem der Justiz, aber auch der Streitkräfte, der Ver­
waltung und des Bildungssystems. Die Ereignisse ließen 
zudem bei vielen Misstrauen gegenüber Erdoǧan und der 
AKP wachsen, wie diese es in ihren Regierungsjahren seit 
2002 haben zulassen können, der Gülen-Bewegung, mit 
der die AKP bis 2013 im konservativ-religiösen Lager gegen 
die säkularen, kemalistischen Eliten in Militär, Justiz und Ver­
waltung verbündet gewesen war, diesen Ein- und Aufstieg 
in die Spitzen des Staates habe gewähren können.

Selbst wenn Präsident Erdoǧan daraufhin selbst Fehler im 
Umgang mit der Gülen-Bewegung einräumen musste, so 



ifo Schnelldienst 21/2016 – 69. Jahrgang – 10. November 2016

5Zur Diskussion gestellt

steht eine Aufarbeitung der Hintergründe und Verantwort­
lichkeiten derzeit nicht auf der Agenda. Stattdessen greift 
die Exekutive mit ihren Sonderrechten unvermindert hart 
durch und macht nicht bei den staatlichen Institutionen Halt: 
19 Wirtschaftsverbände und Gewerkschaften wurden auf­
gelöst, fast 300 Firmen unter staatliche Aufsicht gestellt. 
3 361 Gebäude und Grundstücke sowie Finanzgüter im Wert 
von umgerechnet fast 150 Mio. Euro aus Privat- und Ge­
werbebesitz wurden dem Staat mit der Begründung über­
schrieben, es würde dem Volk zurückgegeben, was dem 
Volk von der »Terrororganisation« um Gülen genommen wor­
den sein. Seit Juli waren schließlich über 150 Medien- und 
Verlagshäuser mit mehr als 2 300 Angestellten von den Be­
hörden geschlossen und etwa 100 Journalisten wegen Un­
terstützung entweder der Gülen-Bewegung, der PKK oder 
anderer als terroristisch eingestuften Organisation inhaftiert 
worden. Insgesamt erhöhte sich die Zahl inhaftierter Jour­
nalisten damit auf etwa 130 (Stand: 24. Oktober 2016) (vgl. 
Yetkin 2016).

Freie Fahrt zum Präsidialsystem?

Während Regierungsvertreter nicht müde werden zu beto­
nen, dass fehlerhaft Verurteilte rehabilitiert werden, kritisieren 
die drei großen Oppositionsparteien – spätestens nach der 
Verlängerung des Ausnahmezustands um weitere drei Mo­
nate ab 19. Oktober – mehr oder weniger einhellig und deut­
lich den mangelnden Aufklärungswillen der Exekutive. Ob­
gleich Regierung und Opposition – allerdings unter Aus­
schluss der pro-kurdischen HDP, die der Unterstützung der 
PKK bezichtigt wird – unmittelbar nach dem Putsch die na­
tionale Einheit zum Wohl einer nachhaltigen Demokratisie­
rung der Türkei bekräftigt hatten, zeigt diese Einheit seit 
Oktober wieder deutliche Risse: So signalisierte der Chef 
der oppositionellen Partei der Nationalistischen Bewegung 
(MHP) Devlet Bahçeli am 17. Oktober 2016 die mögliche 
Unterstützung seiner Partei für eine Verfassungsreform und 
ein präsidentielles System (vgl. Bayramoǧlu 2016; Güsten 
2016b). Er begründete diesen Schwenk weg von seinem 
eigenen Wahlversprechen aus dem Jahr 2015 damit, den 
aktuellen Zustand der Instabilität und Willkür beenden zu 
wollen. 

Tatsächlich ist weder von der Hand zu weisen, dass Erdo­
ǧan und die AKP-Regierung, anders als noch 2015 verspro­
chen, nicht in der Lage gewesen sind, das von unzähligen 
Terroranschlägen, gesellschaftspolitischer Polarisierung, sin­
kender Wirtschaftsleistung und einem zunehmenden 
schlechte Image im Ausland geprägte Land wieder zu sta­
bilisieren; noch ließen sie nach dem gescheiterten Umsturz­
versuch ihre Akzeptanz für die bestehende parlamentarische 
Ordnung und ihren Willen, nun die liberale Demokratie im 
Land stärken zu wollen, erkennen. Hatte Premier Yıldırım im 
Oktober erklärt, dass der Putschversuch »das Tor des Prä­
sidentialismus geöffnet [hat]« (Cumhuriyet 2016), so war in 

den letzten Monaten ebenso offenkundig geworden, dass 
der Ausnahmezustand der Willkürherrschaft durch die Exe­
kutive freien Lauf ließ.

Nach derzeitigem Stand wäre es nun denkbar, dass zusam­
men mit den derzeit 40 MHP-Parlamentariern die AKP-Frak­
tion mit ihren 317 Stimmen die Zwei-Drittel-Hürde (330 Stim­
men) in der Nationalversammlung überwinden könnte, um 
über eine Verfassungsreform abstimmen und diese der Be­
völkerung als Referendum vorlegen zu können. Gegenwär­
tig, so führende AKP-Politiker, arbeite die Regierungspartei 
an einem Reformentwurf, über den möglicherweise im Früh­
jahr 2017 abgestimmt werden könnte und mit dem die Ein­
führung eines Präsidialsystems beabsichtigt werde. Bislang 
lehnten CHP und HDP den Präsidentialismus klar ab, wäh­
rend die Bevölkerung in der Frage gespalten ist. Die MHP 
könnte sich auf einen Kuhhandel mit Erdoǧan und der AKP 
einlassen, indem sie ihrer nationalistischen Klientel den 
Staatsumbau als notwendige Maßnahme zur Restabilisie­
rung des Staates verkauft, wofür man im Gegenzug die 
kemalistischen Ewigkeitsprinzipien – darunter Republikanis­
mus, Säkularismus, Nationalismus sowie der Staatsunita­
rismus – in der neuen Verfassung erneut verankern konnte. 
Erdoǧan und die AKP wiederum konnten bislang gut mit 
diesen Prinzipien leben – entscheidend für sie ist vielmehr 
die Verfassungswirklichkeit, dann maßgeblich geprägt durch 
eine konstitutionell kaum durch Parlament, Justiz oder Öf­
fentlichkeit beschränkte präsidentielle Exekutive.

Eine Antwort Europas steht noch aus

Es ist weniger eine Frage des ›ob‹ als des ›wann‹ und ›wie‹ 
nun Präsident Erdoǧan seinen langgehegten Plan einer Sys­
temtransformation realisieren wird. Letztlich ist es das de­
mokratische Recht der türkischen Wählerinnen und Wähler, 
ihre Regierungsform mehrheitlich selbst zu bestimmen – un­
ter der Vorausgabe allerdings, dass Abstimmungen frei und 
fair ablaufen (wobei letzteres bei den vergangenen Wahlen 
international zunehmend bezweifelt wurde). Auch wenn zu 
Erdoǧans politischem track record nicht zuletzt auch wich­
tige Reformen zur Stärkung von elektoraler Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und bürgerlicher Freiheit zählen, die die 
AKP-Regierung in ihrer Frühphase (2002–2005) gegen Wi­
derstände durchgesetzt hatte, so drehen er und die AKP 
nunmehr die Uhren zurück. Die Rückkehr des starken, re­
pressiven Staates mag vor allem der seit 2013 sich verschär­
fenden Sicherheitslage im Land geschuldet sein. Grassie­
render Nationalismus und wachsender Konservatismus je­
doch sind das heutige Machwerk und die Erfolgsmittel Er­
doǧans und der AKP. Sie treiben die Personalisierung der 
Politik sowie die Vorstellung einer scheinbar effizienteren, 
zentralistischen Regierungsführung voran, um ihre konser­
vativ-nationalistische Agenda zu verwirklichen. Zurück blei­
ben weiterhin geschwächte institutionelle Strukturen und 
Instanzen zur Kontrolle der Exekutive – die parlamentarische 
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Opposition, die Justiz und unabhängige Behörden sowie 
Zivilgesellschaft und Medien. Liberale Demokratie, gesell­
schaftlicher Pluralismus und die individuellen Freiheitsbelan­
ge der Bürgerinnen und Bürger bleiben auf der Strecke.

Deutschland und die Europäische Union haben auf die 
jüngsten Entwicklungen in der Türkei außer späten, besorg­
ten Worten noch keine überzeugende Antwort gefunden. 
Mit ihren abwartenden, zaghaften und leise mahnenden Re­
aktionen auf den Umsturzversuch und den Ausnahmezu­
stand, die in der Hitze des Augenblicks verständlich gewe­
sen sind, haben sie die Restbestände an Hoffnung für eine 
ernsthafte europäische Unterstützung für die Demokratisie­
rung der Türkei in Teilen der türkischen Bevölkerung beschä­
digt. Zwar hält man in Berlin und Brüssel Mittel in der Hand, 
um Einfluss auf Ankara zu nehmen – regelmäßige Regie­
rungskonsultationen und strategische Dialoge etwa, Freihan­
dels- und Kooperationsabkommen sowie engste Wirt­
schafts- und gesellschaftliche Beziehungen zum gegensei­
tigen Mehrwert; doch anstatt diese Mittel strategisch einzu­
setzen, präsentieren sich die europäischen Entscheidungs­
träger als Getriebene nicht zuletzt ihrer eigenen Furcht, 
durch zu nahen Kontakt mit Erdoǧan den heimischen Po­
pulisten vor anstehenden Wahlen zusätzlichen Auftrieb zu 
verschaffen. Die deutsche Politik sollte sich der Herausfor­
derung stellen und auf eine europäische Türkeistrategie auch 
und gerade für den Fall drängen, in dem sich die fortschrei­
tende Autokratisierung einer noch unberechenbarer wer­
denden Türkei enorm belastend auf die Beziehungen aus­
wirkt.
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Türkische Volkswirtschaft am 
Scheideweg

Ausgangssituation

Die wirtschaftlichen Erfolge der Türkei in den zurückliegen­
den Jahren seit der Krise 2001 sind zweifelsohne eine Er­
folgsgeschichte. Die Dynamik wurde maßgeblich bestimmt 
von ausländischen Investitionen und dem EU-Annäherungs­
prozess, der durch Aufnahme der Beitrittsverhandlungen 
am 3. Oktober 2005 klare Perspektiven für die Zukunft der 
Türkei aufzeigte. Gleichzeitig wurde damit an potenzielle In­
vestoren ein Signal zur schrittweisen Angleichung der türki­
schen Gesetzgebung an den acquis communautaire ge­
sandt, das Verlässlichkeit, Stabilität und regelgeleitetes Han­
deln versprach. 

Die Größe des türkischen Marktes, die junge Bevölkerung 
und die geostrategische Lage der Türkei verstärkten vor dem 
Hintergrund des wirtschaftlichen Wachstumspfades die zum 
Teil unkritische Diskussion über die vorhandenen Potenzia­
le und befeuerten die Phantasie der Finanzanleger und In­
vestoren.

Die jüngsten politischen Entwicklungen in der Türkei und 
die Veränderungen im regionalen Umfeld haben den Blick­
winkel von Investoren und Unternehmen auf die Türkei ver­
ändert. Statt der Diskussion über ungenutzte Potenziale 
rücken nunmehr die Fragen der Bewertungen der politi­
schen, wirtschaftlichen und finanziellen Risiken in das Zen­
trum der Aufmerksamkeit. Dabei verstärkt postfaktische 
Rhetorik in Ankara bei vielen internationalen Wirtschaftsak­
teuren die Wahrnehmung von Unsicherheit. Die Verlänge­
rung des Ausnahmezustandes und die Ausdehnung der 
sogenannten Säuberungsaktionen auf den Wirtschaftsbe­
reich gehen mit Vertrauensverlust im internationalen Umfeld 
einher.

Wirtschaftsentwicklung der Türkei 

Die Türkei kann auf die wirtschaftlichen Erfolge der vergan­
genen Jahre zu Recht stolz sein. 

Nach Überwindung der Wirtschaftskrise 2001 ist die türki­
sche Wirtschaft zunächst schnell gewachsen (Bruttoinlands­
produkt 2015: ca. 734 Mrd. US-Dollar). Das BIP pro Kopf 
steigerte sich auf ca. 9 290 US-Dollar. Seit 2004 gingen die 
Wachstumsraten jedoch stetig zurück: 2004 noch 9,4%; 
2015 nur noch 3,8%. Für 2016 wurde zunächst ein Wachs­
tum von knapp 4% prognostiziert. Dieses Ziel wurde von 
der türkischen Regierung jüngst auf 3,2% revidiert.

Ein sichtbares Zeichen dieser dynamischen Entwicklung 
sind die großen Infrastrukturprojekte, die sich derzeit in der 
Realisierungsphase befinden und 2023 die neue Türkei zum 
hundertjährigen Jubiläum der Staatsgründung präsentieren 
sollen. Die türkische Bauwirtschaft hat sich so nach der VR 
China zum zweitgrößten Auftragnehmer im Bauwesen welt­
weit entwickelt. 

Die positive Wirtschaftsentwicklung der vergangenen Jahre 
schlägt sich auch in einem gestiegenen Lebensstandard 
breiter Bevölkerungsschichten in der Türkei nieder. 

Die Arbeitslosenquote war von 14% im Jahr 2009 auf einstel­
lige Größenordnung gesunken (9% im Jahr 2013). Im Juli 2016 
stieg sie wieder auf 10,7%, den höchsten Wert seit 2010. 
Problematisch bleiben die geringe Beschäftigungsquote von 
Frauen (ca. 30%) und die hohe Jugendarbeitslosigkeit (17%). 
In der OECD-Statistik nimmt die Türkei bei der Kennziffer Ju­
gendliche ohne Arbeit, nicht in Ausbildung oder Training (NEET 
– not in employment, education or training) den schlechtesten 
Rang unter den OECD-Ländern mit über 30% aller Jugend­
lichen ein. Gleichzeitig sind auch die Aufwendungen für Aus­
bildung in Höhe von 3 500 US-Dollar jährlich pro Auszubil­
denden in der Türkei deutlich geringer als in anderen Staaten 
im OECD-Vergleich (OECD-Durchschnitt: 10 000 US-Dollar).

Im Vergleich zu anderen EU-Aspiranten

Eine nähere Untersuchung der positiven Wirtschaftsentwick­
lung der Türkei im Vergleich mit anderen EU-Beitrittsaspiran­
ten zeigt, dass das BIP pro Kopf in der Türkei von 
6 600 US-Dollar im Jahr 2000 um absolut 2 690 US-Dollar 
auf 9 290 US-Dollar im Jahr 2015 wuchs. In den Nachbar­
ländern Südosteuropas übertreffen im gleichen Zeitraum Ma­
zedonien, Rumänien, Kroatien, Slowenien, Serbien und Mon­
tenegro diesen absoluten Zuwachs des BIP pro Kopf der 
Bevölkerung der Türkei mit Werten zwischen + 3 736 US-Dol­
lar bis +10 432 US-Dollar. Auch wenn das Ausgangsniveau 
dieser zugegeben kleinen Volkswirtschaften sehr unter­
schiedlich zum türkischen Ausgangsniveau ist, so liegen die 
prozentualen Zuwächse des BIP ebenfalls, zum Teil deutlich, 

Helge Tolksdorf*

 *	 Helge Tolksdorf ist Referatsleiter für EU-Erweiterung im Bundesministeri­
um für Wirtschaft und Energie.
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über der 41%igen Steigerung der Türkei. Nur Bulgarien, Bos­
nien & Herzegowina, Albanien und Kosovo konnten im Ver­
gleichszeitraum absolut nur ein geringeres Wachstum des 
BIP pro Kopf der Bevölkerung erreichen. Prozentual über­
treffen dennoch auch alle diese Staaten das BIP-Wachstum 
pro Kopf der Bevölkerung der Türkei im genannten Zeitraum.

Anspruchsvolle Ziele

Auch wenn sich das Wirtschaftswachstum der Türkei pro­
zentual mit anderen Industrieländern messen kann, so reichen 
die aktuellen Steigerungsraten jedoch nicht, um die hohe Ar­
beitslosenquote zu reduzieren und die ehrgeizigen Entwick­
lungsziele der Türkei zu realisieren. Zum hundertjährigen Ju­
biläum der Türkischen Republik 2023 wird immerhin ein BIP 
in Höhe von 2 000 Mrd. US-Dollar angestrebt, und die türki­
schen Exporte weltweit sollen 500 Mrd. US-Dollar erreichen.

Dazu müsste nach Einschätzung von Analysten in den kom­
menden Jahren ein jährliches reales BIP-Wachstum von min­
destens 7% bis 8% erreicht werden. Dies ist angesichts der 
anhaltenden Strukturschwäche der verarbeitenden Industrie 
und der hohen Importabhängigkeit bei Energieträgern fraglich. 
Bei der bislang niedrigen inländischen Sparquote (ca. 15%) 
sind  ausländische Direktinvestitionen die einzige Möglichkeit, 
um sowohl Kapital, moderne Technologie als auch Know-how 
für das Erreichen der ehrgeizigen Ziele zu mobilisieren.

Um diese ausländischen Direktinvestitionen 
anzuziehen, muss die Türkei aber politische 
Stabilität und verlässliche sowie transparen­
te Rahmenbedingungen garantieren. Dazu 
müssten die notwendigen Reformen im 
Rechtswesen und in der öffentlichen Verwal­
tung in Angriff genommen werden. Nach 
dem Putschversuch und nicht zuletzt wegen 
der vielfältigen Unwägbarkeiten befinden 
sich die ausländischen Direktinvestitionen 
derzeit auf dem Rückzug.

Die unbestreitbaren wirtschaftlichen Fort­
schritte der Türkei in den vergangenen zehn 
Jahren sind anerkennenswert – aber kein 
Alleinstellungsmerkmal und kein Grund, die 
selbstkritische Auseinandersetzung mit dem 
Erreichten zu unterlassen und notwendige 
Reformen zur Erhöhung der Wettbewerbs­
fähigkeit sowohl im EU-Binnenmarkt als 
auch im globalen Maßstab zurückzustellen.

Außenwirtschaft der Türkei

Ein wichtiges Kriterium für die Leistungsfä­
higkeit und Wettbewerbsfähigkeit einer 

Volkswirtschaft ist der weltweite Export. Die Türkei hatte für 
das Jahr 2015 einen Export von 170 Mrd. US-Dollar ange­
strebt. Wegen verschiedener Sonderfaktoren (regionales 
Umfeld, Russlandkrise) wurden nur 144 Mrd. US-Dollar er­
reicht. Der Rückgang im türkischen Außenhandel setzte sich 
bislang auch 2016 fort. Sowohl die Importe als auch Expor­
te verringerten sich in der ersten Jahreshälfte 2016: die Im­
porte um 6,7% auf 99,7 Mrd. US-Dollar und die Exporte um 
2,4% auf 71,7 Mrd. US-Dollar (Angaben türkisches Statis­
tikamt TÜIK). Trotz der exportstimulierenden weiteren Ab­
wertung der türkischen Lira und der Normalisierung der Be­
ziehungen zu Russland bleibt abzuwarten, ob 2016 das 
Vorjahresniveau im türkischen Außenhandel wieder erreicht 
werden kann.

Diese Zahlen verdeutlichen, wie anspruchsvoll die Zielvor­
gaben der türkischen Regierung zur Erreichung eines Ex­
portvolumens von 500 Mrd. US-Dollar im Jahr 2023 sind. 
Nach zweijährigem Stillstand müssten zweistellige Steige­
rungsraten im türkischen Export zur Umsetzung dieses Ziels 
in den kommenden sechs Jahren in einem zunehmend 
schwierigeren globalen Umfeld erreicht werden. Das stellt 
hohe Anforderungen an die qualitative und preisliche Wett­
bewerbsfähigkeit der türkischen Exporte.  

Eine qualitative Analyse des türkischen Exports hat die 
OECD in ihrer jüngsten Türkeianalyse vorgestellt. Ein Aspekt 
daraus scheint besonders bedenkenswert: Unter den 
G-20-Staaten nimmt die Türkei beim Anteil von High­

 
Tab. 1 
Türkischer Außenhandel nach wichtigsten Ländern  
(in Mrd. US-Dollar) 

Land  2015* 2016* Änderung 2016/15 (in %)  

Türkische Importe    

Gesamtimport  106,8  99,7  – 6,7  

VR China  12,4  12,7  2,5  

Deutschland  10,3  10,9  5,4  

Russland  11,1  7,8  – ,3  

USA  5,9  6,5  9,5  

Italien  5,3  5,2  – 2,1  

Türkische Exporte    

Gesamtexport  73,4  71,7  – 2,4  

Deutschland  6,5  6,9  7,7  

Vereinigtes Königreich  5,4  6,3  17,4  

Italien  3,3  3,7  11,9  

Irak  4,5  3,7  – ,1  

USA  3,1  3,3  5,3  

* Erstes Halbjahr. 

Quelle: TÜIK/ GTAI. 
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tech-Produkten mit nur 2% am Gesamtexport den letzten 
Platz ein (nach Südafrika, das einen Anteil von 5,5% hat).

Handelspartner EU

Eine geographische Analyse der türkischen Exporte zeigt, 
dass der EU-Binnenmarkt der wichtigste Zielmarkt für tür­
kische Exporteure ist (2015: 61,6 Mrd. Euro). Insgesamt 
belief sich der Warenaustausch der EU mit der Türkei 2015 
auf 140,7 Mrd. Euro. 

Auch im ersten Halbjahr 2016 nahm das strategische Gewicht 
der EU für den Außenhandel der Türkei weiter zu. Die türki­
schen Exporte in die EU stiegen im ersten Halbjahr 2016 um 
10,5%. Damit geht aktuell knapp die Hälfte des gesamten 
türkischen Exports in die EU (48,2%). Im Vergleichszeitraum 
2015 lag dieser Anteil noch bei 42,6%. Auch wenn die türki­
schen Importe aus der EU im ersten Halbjahr 2016 gegenüber 
dem gleichen Zeitraum des Vorjahres absolut um 2,8% auf 
38,9 Mrd. US-Dollar sanken, so stieg aufgrund der gesunke­
nen Rohstoffpreise auch hier der EU-Anteil am Gesamtimport 
der Türkei im Vergleich zum Vorjahr von 37,5 % auf 39,1%.

Diese Handelszahlen sprechen dafür, u.a. über die Weiter­
entwicklung der Zollunion EU-Türkei die bestehenden Wirt­
schaftsbeziehungen zwischen der EU und der Türkei stra­
tegisch weiter auszubauen. 

Handelspartner Deutschland

2015 erzielte der deutsch-türkische Warenaustausch mit 
knapp 37 Mrd. Euro (41 Mrd. US-Dollar) einen neuen Re­
kordwert. Trotz eines Rückgangs der gesamten türkischen 
Einfuhren um 6,7% konnten die deutschen Exporte in die 
Türkei in der ersten Jahreshälfte 2016 um 5,4% auf 10,9 Mrd. 
US-Dollar gesteigert werden. Damit ist Deutschland nach 
der VR China zweitgrößter Lieferant der Türkei. Im Gegenzug 
bleibt Deutschland der größte Abnehmer türkischer Waren 
weltweit. Trotz des Rückgangs des Gesamtexports der Tür­
kei konnten die Lieferungen nach Deutschland im ersten 
Halbjahr 2016 um 7,7% auf 6,9 Mrd. US-Dollar gesteigert 
werden.

Damit werden zwischen Deutschland und der Türkei ca. 25% 
des türkischen Handels mit der EU (28) realisiert. 

Andere wichtige Handelspartner der Türkei

Auch wenn die Diskussion um die Auswirkungen von TTIP 
einen hohen Stellenwert in der öffentlichen Wahrnehmung 
hat, so beträgt der Gesamtexport der Türkei in die USA 
ganze 6 Mrd. US-Dollar. Die USA, Afrika insgesamt und GB 
(Beziehungen müssen im Zuge des Brexit durch das Verlas­

sen der Zollunion EU-Türkei auch mit der Türkei auf eine 
neue Vertragsgrundlage gestellt werden) sind mit einem jähr­
lichen Außenhandelsvolumen im Bereich zwischen 15 und 
20 Mrd. US-Dollar wichtige und gleichwertige Märkte für die 
Türkei.

Eine Sonderrolle spielt Russland – wegen der Energie- und 
Rohstofflieferungen. Die jüngste Annäherung und die Ver­
einbarung vertiefter Handelsbeziehungen (Erhöhung des 
Warenaustausches auf 100 Mrd. US-Dollar) müssen ihren 
Praxistest unter Beweis stellen.  

Ausblick

Aus der Analyse lassen sich zukünftige Erwartungen an den 
Wirtschaftsstandort Türkei ableiten:

1.	 Die Fortsetzung des auf Auslandskrediten und Binnen­
nachfrage basierten Wirtschaftsmodells ist nur bei Wie­
derherstellung von Vertrauen in die politischen und wirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen in der Türkei möglich.

2.	 Quantitative und qualitative Wachstumsimpulse können 
nur durch eine offene und regelgeleitete Wirtschaftspo­
litik genutzt werden.

3.	 Durch verstärkte Investitionen in naturwissenschaftliche 
Forschung und Entwicklung, horizontale Innovationspo­
litik und gezielte Entwicklung des Fachkräftepotenzials 
kann die Arbeitsproduktivität und internationale Wettbe­
werbsfähigkeit der türkischen Wirtschaft gestärkt und 
die Middle Income Trap für die Türkei vermieden werden.

4.	 Weitere Angleichung der Wirtschaftsgesetzgebung an den 
acquis communautaire sichert Kooperation mit dem stra­
tegisch wichtigsten Zielmarkt der Türkei – dem EU-Binnen­
markt. 

Die deutsch-türkischen Wirtschaftsbeziehungen haben eine 
besondere Bedeutung für die türkische Volkswirtschaft. 
Deutschland ist und bleibt der wichtigste Wirtschaftspartner 
der Türkei.

Die Bundesregierung hat mit den ersten strategischen 
Deutsch-Türkischen Konsultationen am 22. Januar 2016 
auch den Dialog zu unseren bilateralen Wirtschaftsbezie­
hungen auf eine neue qualitative Stufe gestellt. Die Bundes­
regierung hat bei dieser Gelegenheit Angebote zum strate­
gischen Ausbau der bilateralen Zusammenarbeit in den Be­
reichen Energie, Industrie 4.0, Weiterentwicklung der Zolluni­
on mit der EU sowie im Bereich der dualen Berufsbildung 
unterbreitet. Mit der Verlängerung des Ausnahmezustandes 
bis 15. Januar 2017 sind zügige Antworten der türkischen 
Regierung zu diesen komplexen Themenfeldern nicht zu 
erwarten. 

Die Bewältigung zukünftiger Herausforderungen wird zei­
gen, ob die türkische Wirtschaft robust genug aufgestellt ist 
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und die wirtschaftspolitischen Entscheidungen der türki­
schen Regierung die richtigen Weichen stellt. Neben den 
innenpolitischen Entwicklungen in der Türkei selbst und den 
außenpolitischen Turbulenzen im unmittelbaren regionalen 
Umfeld der Türkei haben natürlich auch längerfristige öko­
nomische Trends und wirtschaftliche Faktoren einen erheb­
lichen Einfluss. 

Bei der Meisterung dieser Herausforderungen kann die Po­
litik einen wichtigen Rahmen setzen. Die Vertiefung der stra­
tegischen Partnerschaft mit der EU ist dabei für die Türkei 
eine realistische und bewährte Option. In Ankara werden 
aber auch immer wieder weitere strategische Optionen dis­
kutiert, wie z.B. Russland oder die Shanghai Corporation.

Wie alle anderen Schwellenländer wird sich die Türkei auf 
ein Ende des Quantitative Easing und eine Wende in der 
Zinspolitik der USA einstellen müssen. Darüber hinaus be­
darf es nachhaltiger Reformstrategien, um der sogenannten 
Middle Income Trap zu entkommen. Die Bedeutung von 
neuen, disruptiven Technologien für die Wettbewerbsfähig­
keit wird durch die Anstrengungen zur Entwicklung der In­
dustrie 4.0 unterlegt. Eine stabile Verankerung der Türkei in 
den internationalen Wertschöpfungsketten setzt hier eine 
aktive Innovationspolitik der türkischen Regierung und ein 
regelgeleitetes Handeln (u.a. auch im kritischen Bereich des 
Schutzes von geistigem Eigentum sowie Wissenschaft und 
Forschung) voraus, um internationale Investoren in diesem 
Bereich anzuziehen. Auch in der Frage des Übergangs zu 
einer low-carbon Economy verzeichnen die aktuellen 
Hauptzielmärkte der türkischen Exporteure rasante Verän­
derungen. Mit Investitionsentscheidungen von heute zur 
Energieproduktion sowie zu Fragen der Energieeffizienz in 
der Industrie wird über die Akzeptanz türkischer Produkte 
bei den zukünftigen Verbrauchern in zehn oder 20 Jahren 
entschieden. 

Die Angebote der Bundesregierung und der deutschen Wirt­
schaft an die Türkei zur gemeinsamen Bewältigung dieser 
Herausforderungen liegen auf dem Tisch – es wäre begrü­
ßenswert, wenn diese Angebote im Sinne der traditionell 
erfolgreichen und vertrauensvollen Zusammenarbeit zum 
gegenseitigen Nutzen der deutschen und türkischen Unter­
nehmen aufgenommen und angenommen würden.

Die schwierige Beziehung der EU zur 
Türkei: Höchste Zeit zu handeln

Mitte Oktober schloss Österreichs Außenminister Sebastian 
Kurz mit deutlichen Worten einen EU-Beitritt der Türkei aus: 
»Ich bin mir sicher, es wird keinen Beitritt der Türkei zur 
Europäischen Union geben«.

Es ist schwer, diesesThema sachlich und ohne Aufregung 
zu diskutieren. Man wundert sich, mit welcher Intensität 
und  Schärfe die Türkei kritisiert wird und fragt umsonst: 
Wo stehen wir nach einem jahrelangen Engagement? Heu­
te, über zehn Jahre nach dem Beginn der Beitrittsverhand­
lungen, muss kritisch diskutiert werden, ob der damalige 
Grundkonsens über unsere gemeinsamen Ziele noch Be­
stand hat und wenn ja, ob diese Ziele auch mit der verän­
derten politischen Lage in der Türkei und in Europa noch 
erreicht werden können. 

Mit einem »Weiter so« ist niemandem geholfen. Wenn wir 
uns mit der Türkei-Frage nicht auseinandersetzen, wird das 
Problem voraussichtlich weit größer werden. Hier geht es 
um die Zukunft der Europäer insgesamt. Versagt die euro­
päische Politik gegenüber der Türkei weiterhin, wie sie es 
leider zum großen Teil bisher getan hat, wird sich dieses 
Land tatsächlich auf eine beunruhigende Weise weiter ver­
ändern. Daher sind die Herausforderungen für die EU und 
die Türkei enorm. 

Die Diskussion über die Zukunft der Beziehungen zwischen 
der EU und der Türkei bietet zudem auch eine Chance, die 
Erweiterungsfrage und die Zukunft der EU generell zu über­
denken. Der vorliegende Diskussionsbeitrag soll dabei einen 
weiteren Impuls zur Versachlichung einer oftmals emotional 
geführten Debatte geben. 

Ayşe Yüreklí*

 *	 Ayşe Yüreklí ist wissenschaftliche Mitarbeiterin im Berliner Büro des TÜSI­
AD (Türk Sanayicileri ve Işadamları Derneǧi), einem der wichtigsten Unter­
nehmerverbände in der Türkei und Koordinatorin der TCCI (Turkey  
Culture of Change Initiative).
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Momentane Situation und Analyse

Der eventuelle Beitritt der Türkei ist sehr umstritten. Es gibt 
diejenige, die die Türkei insgesamt als eine Belastung sehen 
und nur mögliche Nachteile wahrnehmen, während eine klei­
nere Gruppe eine Chance darin sieht und auf wahrscheinli­
che Vorteile fokussiert. Sicher ist, dass es sich bei der Tür­
kei-Frage hauptsächlich um eine politische Frage handelt, 
wenn auch nicht mit einer einzigen objektiv richtigen Ant­
wort. Überzeugende Gründe für und gegen einen Beitritt 
liegen gleichermaßen vor. 

Die Kultur und die Geschichte der Türkei sind eng mit Europa 
verbunden. Einerseits fungiert das Land seit Jahrhunderten 
als Trennlinie zwischen Orient und Okzident, andererseits aber 
auch als ein integraler Teil Europas. Die Türkei ist heute schon 
Vollmitglied aller wichtigen europaweiten Institutionen, mit Aus­
nahme der EU. Die einzigartige geopolitische Lage des Landes 
dank seiner Brückenstellung zwischen Europa und Asien hat 
große wirtschaftliche und sicherheitspolitische Vorteile. 

Die Argumente für einen EU-Beitritt der Türkei sind ähnlich 
vielfältig wie die Argumente dagegen. Wie bei jeder Erweite­
rung der EU wird die künftige Aufnahme des Landes die He­
terogenität der EU deutlich vergrößern, was aber nicht unbe­
dingt negativ ist. Ein EU-Beitritt der Türkei könnte den kultu­
rell offenen Charakter der EU betonen und zur weiteren Stär­
kung der sogenannten europäischen Werte der modernen 
liberalen pluralistischen Demokratie dienen. Diese Werte sind 
letztendlich nicht kulturspezifisch oder identitätsbezogen, 
sondern erheben einen politisch durchsetzbaren Universali­
tätsanspruch. Die EU definiert sich nicht über eine ethnische 
oder religiöse Identität, sondern über die Idee dieser univer­
sellen Werte. Schließlich könnte man auch religiöse Toleranz 
zu einem festen Bestandteil der europäischen Werte zählen. 

Der potenzielle Beitritt der Türkei, einer muslimisch gepräg­
ten, aber säkularen Gesellschaft, würde auch zum Frieden 
zwischen den Kulturen beigetragen. Das Türkei-Beispiel 

könnte zumindest ein positives symbolisches Signal setzen, 
selbst wenn es keine Schlüsselrolle beim interkulturellen Di­
alog spielen würde.

Das Prinzip der Vertragstreue pacta sunt servanda verlangt, 
dass die Türkei der EU beitreten kann, sobald sie die für alle 
Kandidaten gültigen Bedingungen für eine volle Mitgliedschaft 
erfüllt. Auch wenn die Verhandlungen zunächst ergebnisoffen 
geführt werden, würde eine Verzögerung die Glaubwürdigkeit 
der EU beschädigen. Man darf die Aufnahme definitiv nicht 
aus religiös-kulturellen Motiven verweigern. Das schadet dem 
Image der EU und beeinträchtigt ihre Seriosität und Vertrau­
enswürdigkeit als internationaler Partner irreversibel. 

Entscheidet sich die EU dafür, zukünftig eine aktivere Rolle in 
der Weltpolitik zu spielen, so wäre der Beitritt der Türkei in die 
Union von besonders großem Vorteil. Die Türkei bietet ein un­
bestreitbares sicherheitspolitisches Potenzial. Verfügt die EU 
darüber, dürfte das ihre Stellung als global handelnder Akteur 
definitiv stärken. Man sollte daher eine neue Türkeipolitik ent­
wickeln, um dieses Potenzial gemeinsam konstruktiv zu nutzen.

Wir brauchen endlich eine breite öffentliche Diskussion über 
die Chancen und Herausforderungen eines EU-Beitritts der 
Türkei. Man sollte sich  die Zeit nehmen und sich intensiv 
mit der Geschichte auseinandersetzen, um die Gründe des 
Zweifels zu verstehen, und gleichzeitig einen umfassenden 
Plan zur Annäherung auszuarbeiten. Es ist in unserem ge­
meinsamen Interesse, dass sich die EU weiterhin in dieser 
Region stärker engagiert und so die gesamte Region stabi­
lisiert. Trotz allen Kontroversen muss die Vernunft in den 
Mittelpunkt rücken, denn das Kooperationspotenzial ist 
ebenso groß wie das Konfliktpotenzial. 

Ziel und Maßnahmen

Ausgangspunkt der EU-Türkei-Beziehungen ist das Anka­
ra-Abkommen aus dem Jahr 1963. Seither befindet sich die 

Türkei quasi im Vorzimmer Europas und be­
müht sich, durch dieses Vorzimmer in den 
großen Saal zu gelangen. In der Zwischen­
zeit kühlten die Beziehungen mehrmals ab, 
und die Anforderungen wurden stets er­
höht. Die Türkei bemühte sich öfters ergeb­
nislos, den Kritikern in der EU den Wind aus 
den Segeln zu nehmen, und verabschiede­
te zu diesem Zweck mehrere umfangreiche 
und ambitionierte Reformpakete. 

Diese lange Zeit ohne eine konkrete Pers­
pektive ist der Grund für die große Enttäu­
schung seitens der Türkei.  Immerhin stand 
und steht die Mehrheit der türkischen Be­
völkerung trotz dieser Enttäuschung hinter 
einem möglichen EU-Beitritt. Seit 1999 ist 

38.2%

61.8%

Studie zur öffentlichen Wahrnehmung der türkischen Außenpolitk

Sind Sie für den EU-Beitritt der Türkei?

Quelle: Kadir Has Universität (2016).
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die Türkei offiziell ein Beitrittskandidat. Die Studien zeigten 
damals, dass über 80% der Türken einen EU-Beitritt be­
grüßten. Dennoch verlieren die EU-Befürworter des Landes 
an Terrain, nachdem man die Türkei jahrzehntelang vor der 
Tür der EU hat stehen lassen. Eine Umfrage der renommier­
ten Kadir Has Universität vom Mai 2016 zeigte, dass der 
Anteil der Befürworter eines EU-Beitritts in der Türkei von 
42,4% im Jahr 2015 wieder knapp auf 61,8% gestiegen ist. 
Paradoxerweise stieg zur gleichen Zeit der Anteil der Be­
fragten, die einen Beitritt niemals für möglich halten, von 
47,6% im Jahr 2015 auf 66,7%. 

Seit 2005 führt die EU mit der Türkei offizielle Beitrittsge­
spräche. Bis dahin wurden insgesamt 16 von 35 Beitritts­
kapiteln eröffnet, dann kam der Prozess hauptsächlich 
wegen der Blockade wichtiger Kapitel der Beitrittsverhand­
lungen ins Stocken. Nach über zehn Jahren konnte nur 
ein einziges Kapitel geschlossen werden, und das nur vor­
läufig. 

In den ersten fünf Jahren des Engagements hat die türki­
sche Seite einen eindeutigen Pro-EU-Reformkurs konse­
quent beibehalten. Aber in den darauf folgenden fünf Jah­
ren, als die Beitrittsgespräche nur schleppend vorankamen, 
nahm die Unzufriedenheit auf der türkischen Seite zu. In 
der Eröffnungsrede der Parlamentssaison in Ankara im Ok­
tober 2016 betonte der Präsident Recep Tayyip Erdoǧan 
genau diesen Punkt, als er sagte, man sei am Ende seiner 
Geduld. In der Türkei herrscht das tiefsitzende Gefühl, dass 
man in diesem Prozess nicht offen, ehrlich und auf Augen­
höhe behandelt wird. 

Seit dem gescheiterten Putschversuch am 15. Juli 2016 
haben sich die Beziehungen wiederum verschlechtert. Ein 
türkischer Beitritt erscheint zunehmend utopisch, denn die 
Debatte der möglichen Wiedereinführung der Todesstrafe 
hat in Europa große Bedenken hervorgerufen. Brüssel warn­

te daraufhin, dies würde das Ende der 
Beitrittsgespräche bedeuten. Gleichzeitig 
hat die Türkei der EU vorgeworfen, die tür­
kische Regierung nach dem Putschversuch 
zu wenig unterstützt zu haben. Die man­
gelnde oder zumindest verzögerte Solidari­
tät der EU nach dem Putschversuch wurde 
in der Türkei als halbherzig empfunden und 
wiederum als ein Beispiel für die typische 
Anti-Türkei-Haltung wahrgenommen. Das 
Ganze eskaliert hin und wieder wegen Miss­
verständnissen und teilweise scharfen For­
mulierungen der Kritik und Vorwürfe beider 
Seiten. In der EU herrscht ein gewisses Maß 
an Frustration und Ratlosigkeit, da sich die 
Türkei im Hinblick auf Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit angeblich weiter von 
EU-Standards entfernt. 

In allem Schlechten liegt das Gute im Ansatz schon verbor­
gen: Mit der Flüchtlingskrise ist wieder etwas Bewegung in 
die EU-Türkei-Beziehungen gekommen, was beiden Seiten 
einen neuen Anreiz für Reformanstrengungen gab. Aller­
dings wäre eine erneute Enttäuschung katastrophal. Grund­
lage war das am 18. März 2016 vereinbarte EU-Türkei-Ab­
kommen oder der sogenannte Flüchtlingsdeal. Der anhal­
tende deutliche Rückgang der Zahl der Personen, die irre­
gulär die Ägäis überqueren, belegt, dass das Abkommen 
bisher Wirkung zeigt. Seit Anfang Sommer 2016 kommen 
täglich durchschnittlich 81 Personen, im Vergleich zu den 
täglich über 10 000 Personen im letzten Oktober. 

Der Flüchtlingsdeal bedeutet – das muss man ausdrücklich 
betonen – keinen Freifahrschein für die Türkei. Selbstver­
ständlich muss das Land alles tun, um die Reformen u.a. 
bezüglich Demokratie, Wirtschaft und Menschenrechtspo­
litik erfolgreich umzusetzen. Diese Reformen sind unabhän­
gig von der Perspektive einer EU-Mitgliedschaft und im In­
teresse aller türkischen Bürger. Die Erfüllung der Kopenha­
gener Kriterien ist und bleibt für einen EU-Beitritt für alle 
Kandidaten unstrittig, und für Ankara gibt es auch keine 
sinnvolle gleichrangige Alternative zu einer EU-Mitglied­
schaft. Im Endeffekt hat es sich durch die Flüchtlingskrise 
wieder erwiesen, dass sich der Westen in Krisenzeiten auf 
die Türkei verlassen kann.

Das akuteste Problem ist der Streit um die Visumsfreiheit für 
die türkischen Staatsbürger. Die Aufhebung der Visums­
pflicht ist Teil des Flüchtlingsdeals vom März 2016, gekop­
pelt mit einem Fahrplan und einem Kriterienkatalog von 
72 Kriterien. Ziel war es ursprünglich, den Visaliberalisie­
rungsprozess für türkische Bürger bei kurzfristigen Aufent­
halten bis zu 90 Tage bis Oktober 2016 abzuschließen, so­
fern alle Kriterien dieses Fahrplans bis dahin erfüllt sind. Aber 
leider ist das noch nicht geschehen, da nur 65 der 72 Kri­
terien von der Türkei vollständig umgesetzt werden konnten. 
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Nicht zu vergessen: Die Visumspflicht für türkische Staats­
bürger wurde erst nach dem Coup d‘état im Jahr 1980 ein­
geführt, und mit dem bestehenden Visadialog wird offiziell 
seit Ende 2013 fortgefahren. Außerdem ist die Visumspflicht 
für viele Nichtmitgliedstaaten schon längst aufgehoben. Rei­
sefreiheit ist ein wirksames Instrument der EU. Die türkische 
Bevölkerung war von dieser Entwicklung äußerst begeistert, 
seitdem man die Visafreiheit auch für die Türkei in Aussicht 
gestellt hat. 

Voraussetzung für eine Visumsfreiheit ist aus Sicht der EU 
eine Anpassung der türkischen Anti-Terror-Gesetze an 
EU-Standards. Aufgrund der aktuellen Umstände kann man 
aber keine Änderung der Anti-Terror-Gesetzgebung erwar­
ten. Die Türkei kämpft derzeit gegen mehrere Terrororgani­
sationen gleichzeitig. Zwar ist diese Reform ein Grundkrite­
rium, aber man könnte sich bemühen, über den Tellerrand 
hinauszuschauen, um zusammen nach einer kreativen, in­
telligenten Lösung zu streben. 

Die Türkei ist grundsätzlich entschlossen, die Vereinbarun­
gen einzuhalten. Die türkischen Regierungspolitiker haben 
mehrmals versichert, dass die Türkei an dem Flüchtlingsab­
kommen mit der EU festhalten möchte. Aber man muss sich 
dabei auf das Prinzip der Gegenseitigkeit berufen können. 
Es darf der EU nicht gleichgültig sein, die Türkei zu verlieren, 
und  die Türkei sollte lieber jede Form einer Andeutung ver­
meiden, den Flüchtlingsdeal mit der EU platzen zu lassen.

Die Kommission unterstützt weiterhin die Bemühungen der 
Türkei im Hinblick auf eine möglichst baldige Erfüllung der 
noch ausstehenden sieben Kriterien des Fahrplans für die 
Visaliberalisierung. Eine stärkere Mobilität würde zum bes­
seren Austausch zwischen türkischen und EU-Bürgern füh­
ren und dazu beitragen, gegenseitige Missverständnisse 
und Vorurteile abzubauen. Ebenfalls würde die Visafreiheit 
die pro-europäischen Kräfte in dem Land stärken. Daher 
sollte sie ohne weitere Verzögerung gewährt werden.

Handlungsaufforderung und Ausblick

Eine umfassende Bilanzierung der Fort- und Rückschritte 
bei den Beitrittsverhandlungen wurde bisher nicht vorge­
nommen. Dennoch muss sie die Grundlage für die weitere 
Diskussion sein. Tatsache ist: Die Türkei hat sich in wenigen 
Jahrzehnten nachhaltiger verändert als je zuvor, aber nur mit 
einer Vollmitgliedschaft wäre diese Transformation dauer­
haft. Eine Abwendung der Türkei von Europa ist keinesfalls 
erwünscht. 

Die EU könnte ihre Handlungsfähigkeit und Durchsetzungs­
kompetenz in dem Land stärken, indem sie eine realistische 
Türkei-Strategie formuliert und dabei Zivilgesellschaft, Aka­
demiker, Wirtschaftsakteure, Medienvertreter sowie Politiker 
in diese Debatte mit einbezieht. Gerade bei der Zivilgesell­

schaft sind noch längst nicht alle Potenziale ausgeschöpft, 
und es gibt noch viel Spielraum für neue Wege der Zusam­
menarbeit. Alle Möglichkeiten zum weiteren zwischengesell­
schaftlichen Dialog sollten genutzt werden. 

Ein plausibleres Szenario wäre, falls die Beitrittsgespräche 
dringend weitergeführt würden, vor allem die unverzügliche 
Eröffnung der von Zypern blockierten Beitrittskapitel 23 »Jus­
tiz und Grundrechte« und 24 »Justiz, Freiheit und Sicherheit«. 

Nach wie vor gibt es in Europa Türkei-Skeptiker, die die Be­
ziehungen zur Türkei eher auf eine strategische oder maß­
geschneiderte Partnerschaft reduzieren wollen. Einige 
EU-Mitglieder zeigen kein ernsthaftes Interesse, Beitrittsge­
spräche mit der Türkei zu führen. Sie ziehen die stockenden 
Beitrittsverhandlungen vor, statt das Land näher an Europa 
zu binden. Selbstverständlich wäre die Türkei auch ohne 
Beitrittsperspektive einer der wichtigsten Partner der EU: 
wirtschaftlich, geopolitisch, humanitär, im Rahmen der Ter­
rorbekämpfung oder der Energiesicherheit. Immerhin bleibt 
das erklärte Ziel der EU eine Vollmitgliedschaft, und der EU-
Beitritt ist seit langem auch ein strategisches Ziel der Türkei. 
Ist das Ziel einmal erreicht, würde der EU-Beitritt der Türkei 
ein historisches Signal für die normative und transformative 
Kraft der EU setzen.

Obwohl die EU-Türkei-Beziehungen belastet sind, gibt es 
einige positive Entwicklungen, wie die vielversprechenden 
Gespräche über eine Modernisierung der Zollunion, Signa­
le zur Öffnung weiterer Kapitel und Optimismus für eine mög­
liche Lösung des Zypern-Konflikts in absehbarer Zukunft. 
Nach schlechten Zeiten kommen wieder bessere Zeiten.

Die Freunde der Türkei in der EU und die Freunde der EU in 
der Türkei werden es immer schwerer haben, sollte das Land 
in Richtung zunehmender politischer Abschottung und reli­
giös-konservativer Wertvorstellung abgleiten und sich somit 
weiter von europäischen Werten entfernen. Ferner ist und 
bleibt die Türkei ein Schlüsselland für den Mittleren Osten, 
besonders in diesen Zeiten der Unordnung der Region. Nur 
über den erweiterten Dialog kann die EU einen stärkeren 
Einfluss auf die Entwicklungen in der Türkei nehmen. Der 
Visadialog ist in diesem Zusammenhang definitiv der richti­
ge Ansatz und eine wichtige Geste. Kurzum, es ist höchste 
Zeit zu handeln. 
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Herausforderungen und Chancen für die 
Türkei im Licht der Transatlantischen 
Handels- und Investitionspartnerschaft

Die vorgeschlagene Transatlantische Handels- und Investi­
tionspartnerschaft (TTIP) soll weit mehr sein als ein klassi­
sches Handelsabkommen, da es darauf abzielt, die Zölle zu 
beseitigen und nationale Märkte für Investitionen, Dienstleis­
tungen und öffentliches Beschaffungswesen zu öffnen. Ein 
neues Element dieses Handelsabkommens zeichnet sich 
dadurch aus, dass bestehende technische Regeln und Nor­
men harmonisiert werden sollen, die im Fall der transatlan­
tischen Handelsbeziehungen wesentlich höhere Handels­
barrieren sind als die bestehenden Zölle. Darüber hinaus 
haben die Verhandlungsführer versucht, Verfahren zu defi­
nieren, die es der EU und den USA ermöglichen, gemein­
same neue Regeln für zukünftige Technologien festzule­
gen. Wenn man bedenkt, dass die Länder, die voraussicht­
lich an TTIP beteiligt sein werden, ein Drittel des Welthandels 
und 45% der globalen Wertschöpfung (2014) ausmachen, 
so sind die Auswirkungen der geplanten Schaffung einer 
gemeinsamen regelbasierten Ordnung nicht nur auf die wirt­
schaftlichen Aspekte in der EU und in den USA be­
schränkt.  Gleichzeitig müssen Drittländer, die aus gegen­
wärtiger Sicht nicht TTIP-Teil sind, mit Gewinnen, aber auch 
mit potenziell nachteiligen wirtschaftlichen Effekten rechnen.

Seit Mitte 2013, als die Europäische Kommission die Ver­
handlungen mit den USA aufgenommen hat, haben ver­
schiedene Studien Schätzungen über mögliche Gewinne 
oder Verluste aus TTIP vorgelegt (vgl. Francois et al. 2013; 
Felbermayr et al. 2015; Hamilton und Quinlan 2014). Die 
Studien zeigen, dass die positivsten Ergebnisse des Han­
delsabkommens vor allem auf die Beseitigung nicht-tarifärer 
Hemmnisse und die Angleichung der regulatorischen und 
der Produktionsstandards zurückzuführen sind.

Während sich die meisten Studien auf die handels-, beschäf­
tigungs- und wachstumsfördernde Wirkung eines umfas­
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senden TTIP für die EU und die USA konzentrieren, haben 
nur wenige Studien potenzielle Auswirkungen auf Drittstaa­
ten analysiert (vgl. Manrique und Lerch 2015). Ein generelles 
Ergebnis dieser Studien ist, dass Drittstaaten zunächst eine 
Chance haben, von TTIP zu profitieren, aber auch Verluste 
erfahren können, abhängig davon, wie die bilaterale Han­
delsstrukturen mit den USA und der EU ausgeprägt sind. Die 
aggregierten Gesamtgewinne, die sich aus TTIP ergeben, 
fallen in den Studien deutlich höher aus als mögliche aggre­
gierte Verluste der wenigen Drittstaaten mit Verlusten. Dar­
über hinaus dürften die prognostizierten Wohlfahrtsverluste 
in Drittländern, die aufgrund der Handelsumlenkung auftre­
ten können, im Durchschnitt geringfügig sein.

Unter den Drittländern, die mit negativen wirtschaftlichen 
Auswirkungen nach TTIP rechnen können, gibt es jedoch 
einige wenige Staaten, die voraussichtlich sehr hohe Verlus­
te zu erwarten haben.  Die Türkei ist eines dieser Län­
der. Mehrere neuere empirische Studien (vgl. Yalcin 2016; 
Egger et al. 2015; Felbermayr et al. 2015) zeigen, dass ein 
umfassendes Handelsabkommen zwischen den USA und 
der EU langfristig zu erheblich stärkeren negativen Wohltä­
tigkeitseffekten in der Türkei führt als in anderen Ländern, 
die nicht an TTIP partizipieren. Die erwarteten Verluste der 
Türkei belaufen sich in der langen Sicht bis auf 2% des BIP.

Ein wesentlicher Grund, warum TTIP die Wirtschaft der Tür­
kei nachteilig beeinflussen kann, sind institutionelle Schwä­
chen in der Organisation der Europäischen Zollunion mit der 
Türkei. Aufgrund der mit der EU vereinbarten Zollunion und 
des entsprechenden Grundsatzes der gemeinsamen Zoll­
harmonisierung für Drittländer ist die Türkei verpflichtet, ihren 
Markt den jeweiligen Drittländern zu öffnen, wenn die EU ein 
Freihandelsabkommen mit ihnen unterzeichnet. Im Gegen­
zug können türkische Unternehmen einen freien Warenhan­
del mit den EU-28-Staaten etablieren, aber zugleich keine 
der Vorteile erhalten, die für europäische Exporteure in Dritt­
länder ausgehandelt wurden.

Daher führt TTIP zu einer Diskriminierung türkischer Unter­
nehmen, da das Handelsabkommen den US-Exporteuren 
den Zugang zum türkischen Markt ermöglicht, während die 
türkischen Exporteure weiterhin mit relativ höheren Zöllen 
auf dem US-Markt konfrontiert sein werden. Da EU-Handels­
abkommen auf EU-Ebene ausgehandelt werden, hat die 
Türkei – als Nicht-EU-Mitgliedstaat – kein Recht auf eine 
Teilnahme an TTIP-Verhandlungen. Insofern stellt die beste­
hende Zollunion zwischen der Türkei und der EU ein fehler­

haftes Handelsabkommen dar.  Während das skizzierte 
Asymmetrie-Problem in den Handelsbeziehungen der Türkei 
nicht nur bei TTIP in Erscheinung tritt, erfordert die schiere 
wirtschaftliche Größe des transatlantischen Abkommens 
und ihre Auswirkungen auf die türkische Wirtschaft eine drin­
gende Korrektur des Problems.

Ziel dieses Beitrags ist es, die besondere Situation der Tür­
kei in Bezug auf TTIP zu erläutern und zu zeigen, wie das 
Handelsabkommen zwischen den drei Parteien EU, USA 
und der Türkei miteinander in Einklang gebracht werden 
kann, um schwerwiegende wirtschaftliche und politische 
Auswirkungen insbesondere in der Türkei zu vermeiden. Dar­
über hinaus zeigt der Fall der Türkei, in welcher Form TTIP 
stärker für weitere Staaten geöffnet werden sollte, um in 
Ländern wie der Türkei starke wirtschaftliche und politische 
Verwerfungen zu vermeiden.

Die Handelsbeziehungen der Türkei mit der EU 
und den USA

In den letzten zwei Jahrzehnten hat die Türkei ihre Wirt­
schaftsbeziehungen, insbesondere mit der EU, kontinuierlich 
ausgebaut. Heute werden rund 40% der türkischen Expor­
te in die EU versandt. Rund 4% des gesamten türkischen 
Handels gehen in die USA. Ein ähnliches Handelsmuster 
kann auf der Einfuhrseite beobachtet werden.

Der kontinuierliche und noch nicht abgeschlossene Prozess 
der wirtschaftlichen und politischen Integration der Türkei in 
die EU begann mit dem Antrag des Landes auf Beitritt zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft am 31. Juli 1959. 
Während die politischen Integrationsbemühungen in den 
letzten Jahren stagnieren, haben sich die bilateralen Wirt­
schaftsbeziehungen grundsätzlich positiv entwickelt, vor al­
lem seit dem Beitritt der Türkei zur Europäischen Zollunion 
im Jahr 1996. 

Der Auslöser für diese positive wirtschaftliche Entwicklung 
war die Unterzeichnung des Assoziierungsabkommens, das 
sogenannte Ankara-Abkommen, zwischen der ehemaligen 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei im 
Jahr 1963. Diese Vereinbarung war ein Vorläufer des heute 
vorliegenden Zollabkommens, das 1995 unterzeichnet wur­
de. Die türkische Mitgliedschaft in der Europäischen Zoll­
union beschränkte sich bisher auf Industriegüter und verar­
beitete landwirtschaftliche Erzeugnisse, die zwischen der 

EU und der Türkei gehandelt werden. Kohle, 
Stahl, landwirtschaftliche Erzeugnisse, 
Dienstleistungen und öffentliche Aufträge 
sind von der Vereinbarung bisher ausge­
schlossen.

Seit dem Beitritt zur Europäischen Zollunion 
ist die türkische Wirtschaft zunehmend in die 

Tab. 1 
Langfristige Wohlfahrtseffekte nach TTIP (in%) 

EU-
Durchschnitt 

Deutschland USA Türkei 
Nicht-
TTIP 

Globaler 
Durchschnitt 

3,90 3,50 4,90 – 1,50 – 1,00 1,60 

Quelle: Felbermayr et al. (2015). 
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europäische Wirtschaft integriert worden. Abbildung 1 ver­
anschaulicht das starke Wachstum sowohl bei den Exporten 
als auch bei den Importen in der Türkei seit 1996. Insbeson­
dere nutzen deutsche Unternehmen die Zollunion mit der 
Türkei, um Zwischenprodukte kostengünstig im Land her­
zustellen und sie dann für die weitere Verarbeitung in 
Deutschland wieder zu importieren. Es ist daher nicht über­
raschend, dass der Großteil der ausländischen Direktinves­
titionen (FDI) in der Türkei von deutschen Unternehmen re­
sultiert.  Die Integration der türkischen Wirtschaft in die 
EU-Wirtschaft wird noch deutlicher, wenn der Handel mit 
Fertig- und Zwischenprodukten auf Branchenebene genau­
er untersucht wird. Im türkischen Metallsektor sind beispiels­
weise etwa 85% der exportierten Metallwaren in die EU Zwi­
schengüter. Ein ähnliches bilaterales Handelsmuster findet 
sich auch in anderen Branchen wieder. Diese Zahlen ma­
chen deutlich, dass die Türkei mit der Mitgliedschaft in der 
EU-Zollunion ein wichtiger Teil der europäischen Produk­
tionsketten geworden ist. Mit der Einbindung türkischer Zwi­
schengüter in EU-Exportprodukte profitieren türkische Un­
ternehmen somit auch indirekt von Exportzuwächsen in der 
EU, z.B. wenn TTIP eine Zunahme bilateraler Handelsströme 
zwischen den USA und der EU herbeiführen sollte. Vor allem 
in der Automobil- und Maschinenbranche werden Zwi­
schenprodukte mittlerweile in großem Maßstab von weltweit 
führenden Firmen wie Bosch oder Siemens, um nur einige 
zu nennen, in der Türkei produziert.

Institutionelle Schwächen der Europäischen 
Zollunion im Lichte von TTIP

Der Erfolg in der wirtschaftlichen Integration der Türkei in 
die EU befindet sich jedoch seit einiger Zeit in Gefahr, da ins­
titutionelle Schwächen  in der Organisation der Europäi­
schen Zollunion für die türkische Industrie mit erheblichen 
Nachteilen einhergehen. Die Fokussierung der Europäi­
schen Kommission auf die Unterzeichnung neuer regiona­
ler Handelsabkommen mit den USA, Japan und Kanada 
hat die institutionellen Schwachstellen in der bisher erfolg­
reichen Zollunion zwischen der Türkei und der EU zu Tage 
gebracht.

Inkompatibilität von TTIP und der Europäischen 
Zollunion im Fall der Türkei

Das vorliegende europäisch-türkische Handelsabkommen 
verpflichtet die Türkei, ihren Markt allen neuen Handelspart­
nern der EU zu öffnen, ohne einen gleichwertigen freien Zu­
gang zu den Märkten der entsprechenden Länder zu erhal­
ten. Formal muss die Türkei ein eigenes Freihandelsabkom­
men mit den jeweiligen Drittstaaten abschließen, um türki­
schen Unternehmen den Zugang zu den entsprechenden 
Märkten zu ermöglichen.

Die gesetzliche Grundlage für die dargelegten Rechte und 
Pflichten der Türkei innerhalb der Zollunion ist im BE­
SCHLUSS Nr. 1 /95 DES ASSOZIATIONSRATES EG-TÜR­
KEI vom 22. Dezember 1995 über die Durchführung der 
Endphase der Zollunion definiert. 

Die gemeinsamen Zolltarife und Zollpräferenzen werden in 
Artikel 13 formuliert:

(1) Mit Inkrafttreten dieses Beschlusses gleicht die Türkei 
ihren Zolltarif gegenüber den Ländern, die nicht Mitglied­
staaten der Gemeinschaft sind, dem Gemeinsamen Zollta­
rif an. 

(2) Die Türkei passt ihren Zolltarif an, wenn dies infolge von 
Änderungen des Gemeinsamen Zolltarifs erforderlich ist.

In Artikel 16 wird die Anerkennung von Zollpräferenzen ge­
genüber Drittstaaten geregelt:

(1) Um ihre Handelspolitik auf die der Gemeinschaft abzu­
stimmen, gleicht die Türkei ihre Zollpräferenzregelung binnen 
fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Beschlusses schritt­
weise an die der Gemeinschaft an. Diese Angleichung betrifft 
sowohl die autonomen Regelungen als auch die Präferenz­
abkommen mit Drittländern. Die Türkei trifft zu diesem 
Zweck die erforderlichen Maßnahmen und handelt Abkom­
men auf der Grundlage des beiderseitigen Vorteils mit den 
betreffenden Ländern aus. Der Assoziationsrat überprüft 
regelmäßig die erzielten Fortschritte.

Entwicklung der türkischen Exporte und Importe

Quelle: OECD STAN; Darstellung des Autors.
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Abbildung 2 veranschaulicht die zu erwartenden zusätzli­
chen Handelseffekte nach Initiierung von TTIP. Zunächst wird 
der bilaterale Handel zwischen der EU und den USA zuneh­
men. Außerdem ist damit zu rechnen, dass die amerikani­
schen Exporte in die Türkei ebenfalls steigen, da die Türkei 
im Rahmen des Zollabkommens die europäischen Zollprä­
ferenzen für das Land gewähren muss. Ein erster negativer 
Effekt für türkische Unternehmen ergibt sich aus der Beibe­
haltung der US-Tarife für türkische Waren. Ferner ist zu er­
warten, dass auch der Export von Fertigerzeugnissen aus 
der Türkei in die EU benachteiligt wird, da der Wettbewerb 
auf dem EU-Markt durch TTIP intensiviert wird. Es ist unklar, 
wie weit der Export türkischer Vorleistungsgüter in die EU 
aufgrund der Zunahme des Handels zwischen der EU und 
den USA weiter steigen wird und ob eine Erhöhung die 
Nachteile bei den Ausfuhren von Fertigwaren in die USA 
ausgleichen kann.

Nach der derzeitigen Gesetzgebung muss 
die Türkei nach Inkrafttreten von TTIP ein ei­
genes Handelsabkommen mit den USA an­
streben, damit der Zugang türkischer Expor­
te in die USA erleichtert werden kann. Es ist 
offensichtlich, dass die Verhandlungsbedin­
gungen für die Türkei mit den derzeitigen 
asymmetrischen Marktzugangsregelungen 
im Rahmen des Zollabkommens mit der EU 
sehr ungünstig sind, da es für die USA keine 
wirtschaftlichen Anreize gibt, Handelshemm­
nisse für türkische Unternehmen unilateral 
abzubauen, da die Europäische Zollunion ei­
nen präferierten Zugang auf den türkischen 
Markt ermöglicht.

Das Zollabkommen zwischen der EU und der 
Türkei, das sich zunehmend als ein asymmet­
risches, nicht nachhaltiges Vertragswerk her­

ausstellt, kann aus heutiger Sicht nur in einem 
historischen Kontext verstanden werden. Die 
Türkei unterzeichnete die Vereinbarung zur Ein­
gliederung in die Europäische Zollunion in der 
Überzeugung einer baldigen EU-Mitgliedschaft 
und konnte die Folgen zukünftiger EU-Handels­
abkommen auf ihre eigenen Außenhandelsbe­
ziehungen nicht absehen. Das Ausmaß der ge­
genwärtig verhandelten regionalen Freihandels­
abkommen ist aus Sicht der 1990er Jahre eine 
große Überraschung, da mit der damaligen 
Gründung der Welthandelsorganisation multi­
laterale Wirtschaftsreformen im Vordergrund 
standen. In der Folge hat die Türkische Repu­
blik mit der Unterzeichnung des Zollabkom­
mens ihre handelspolitische Autonomie an die 
EU abgegeben, ohne dabei die Konsequenzen 
neuer Freihandelsabkommen der EU für sich 
angemessen zu berücksichtigen.

Ursprungsregeln – ein weiteres Hindernis

Ein weiteres wichtiges Detail, das im Rahmen von TTIP im 
Fall der Türkei berücksichtigt werden muss, sind Ursprungs­
regeln, auch Ursprungszeugnisse genannt. Diese Instru­
mente spielen in Freihandelsabkommen eine wichtige Rolle 
und können auf verschiedene Weise vertraglich gegliedert 
werden. Diese Regeln legen grundsätzlich die Bedingungen 
fest, unter denen der Ursprung eines gehandelten Gutes 
dem Ausfuhrland zugewiesen wird. Diese werden durch fest­
gelegte Anforderungen bestimmt, die bei der Verarbeitung 
oder Weiterverarbeitung von Materialien, die nicht im Aus­
fuhrland anfallen, erfüllt werden sollen. Es gibt verschiedene 
Akkumulationsregeln, die hier nicht näher dargelegt werden.

Dieses System der Ursprungsregeln innerhalb eines Freihan­
delsabkommens zielt darauf ab, die Umgehung von Zöllen 
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zu unterbinden. Das folgende abstrakte Beispiel stellt die 
grundlegende Problematik kurz dar. Wenn zwei Vertrags­
parteien USA und EU innerhalb eines Freihandelsabkom­
mens unterschiedliche Außenzölle für dasselbe Produkt er­
heben – was oft der Fall sein kann – bietet es sich für ein 
Drittland (das nicht Mitglied des Freihandelsabkommens 
zwischen USA und EU ist) an, Waren über das Land mit dem 
geringeren Außenzoll in die Freihandelszone einzuführen.

Zur Vermeidung einer Umgehung von Zöllen benötigt es 
genauere Bestimmungen beim Erwerb der Ursprungseigen­
schaft innerhalb der Freihandelszone für Vormaterialien, die 
in der Freihandelszone keine sogenannte Ursprungseigen­
schaft besitzen. 

Möchte das Drittland beispielsweise ein Gut in die USA ex­
portieren, fällt ein Zoll in Höhe von 30% an. Die USA und die 
EU haben hier jedoch ein Freihandelsabkommen, womit das 
Drittland in Erwägung ziehen könnte, sein Produkt erst in 
die EU zu exportieren und es dann weiter in die USA zu lie­
fern. Ohne Ursprungsregeln würden nur 5% Zoll anfallen. 

Die Ursprungsregeln verlangen für einen zollfreien Verkehr 
der Waren innerhalb der Freihandelszone jedoch, dass die­
se auch Ursprungserzeugnis einer der beiden Vertragspar­
teien ist. Bei der Einfuhr in die EU würde das Drittland kein 
Ursprungszeugnis erhalten. In der Folge würde das Drittland 
erst einen Zoll von 5% in der EU und anschließend nochmals 
30% Zoll bei der Einfuhr in die USA bezahlen. Nur, wenn das 
Produkt in der EU ausreichend be- oder verarbeitet wird, 
kann es die Ursprungseigenschaft von der EU erhalten und 
somit zollfrei in die USA geliefert werden. Hierbei werden in 
den Freihandelsabkommen sehr detaillierte Regeln formu­
liert, die ein Höchstmaß an Wertschöpfung z.B. im Drittland 
definieren. Vormaterialien, die innerhalb des Freihandelsab­
kommens weiterexportiert werden, dürfen z.B. nicht mehr 
als 30% des Ab-Werk-Preises ausmachen.

Im Fall einer Zollunion entfällt die Notwendigkeit von Ur­
sprungszertifikaten, da der Außenzoll aller Vertragspartner 
harmonisiert sein muss. Als Mitglied der Europäischen 
Zollunion ist die Türkei verpflichtet, den gleichen Außenzoll 
wie die Europäische Union anzuwenden und innerhalb der 
Zollunion jegliche Zölle zu entfernen. 

Ein wichtiger Vorteil der Zollunion gegenüber einem Freihan­
delsabkommen wird unter Berücksichtigung der Ursprungs­
regeln deutlich. 

Wenn ein Land komparative Vorteile z.B. bei den Lohnkos­
ten aufweist, so ist es für Unternehmen aus Partnerstaaten 
oft lukrativ, Produktionsstandards z.B. für Zwischengüter in 
das kostengünstigere Land zu verlagern. Es wurde bereits 
zuvor dargelegt, dass deutsche Unternehmen zunehmend 
Direktinvestitionen in der Türkei getätigt haben. Die Produk­
tion von Zwischengütern in der Türkei und ihr Export in die 

EU stellen in einigen Sektoren einen erheblichen Anteil der 
Gesamtexporte dar. Somit war und ist es für viele europäi­
sche Firmen lukrativ, in der Türkei einen Produktionsstand­
ort aufzubauen. Neben den Kostenvorteilen spielen dabei 
jedoch auch die Ursprungsregeln eine Rolle.

Im Folgenden wird anhand eines Beispiels illustriert, welche 
Folgen es für die Türkei haben könnte, falls TTIP in Kraft tritt 
und gleichzeitig die Türkei kein eigenständiges Freihandels­
abkommen mit den USA abschließt. 

Die deutsche Firma A hat sich aufgrund der Etablierung der 
Zollunion zwischen der EU und der Türkei einen Produk­
tionsstandort in der Türkei aufgebaut. Ihre Produkte (z.B. 
Zwischengüter für Automobile) liefert sie sowohl in die EU 
als auch in die USA. Die Türkei bietet Firma A als Produk­
tionsstandort viele Vorteile, so dass sie dort zu günstigeren 
Konditionen produzieren kann als in der Europäischen Uni­
on. In dem vorliegenden Beispiel kommt nun TTIP zustande. 
Es wird unterstellt, dass die Zölle zwischen den USA und 
der EU für das produzierte Gut der Firma A wegfallen. Fer­
ner wird angenommen, dass die Türkei kein Freihandelsab­
kommen mit den USA abschließen kann.

Aufgrund des Asymmetrie-Problems in der europäisch-tür­
kischen Zollunion ergibt sich für die deutschen Firmen mit­
telfristig folgendes Entscheidungsproblem:

Firma A kann Kosten beim Export der Güter in die USA ein­
sparen – keinen Zoll bezahlen – wenn sie ihren Produktions­
standort in die EU, z.B. die Tschechische Republik, verlagert. 
Ferner drohen Mehrkosten bei Exporten aus Deutschland 
in die USA, wenn die in der Türkei produzierten Zwischen­
güter in Finalgüter verbaut werden, die für den US-Markt 
vorgesehen sind. Bei einem zu hohen Wertschöpfungsanteil 
fallen Zölle an. 

Alternativ kann die deutsche Firma ihre Produktion wegen 
der Mehrkosten in ein EU-Land verlagern. Mit einer Verla­
gerung eines Produktionsstandortes gehen neue Kosten 
einher. Bei ausreichend großem Handelsvolumen und einer 
Betrachtung über mehrere Jahre kann sich jedoch eine sol­
che Verlagerung des Produktionsstandortes rentieren. 

Dazu ein kleines Zahlenbeispiel: 

Jahr Standort 
Exportvolumen 
in die USA 

Anfallender Zoll 

2016 Türkei 10 Mio. Euro 1 Mio. Euro 

2017 
TTIP 

Türkei 10 Mio. Euro  1 Mio. Euro 

Tschechien 10 Mio. Euro 0 Euro  
Quelle: Darstellung des Autors. 
 

Bei gleichbleibendem Exportvolumen in die USA ergibt sich 
durch eine Verlagerung des Produktionsstandortes in die 
Tschechische Republik ein Zollgewinn in Höhe von 1 Mio. 
Euro pro Jahr. Falls nicht abzusehen ist, dass bspw. durch 
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ein Freihandelsabkommen zwischen den USA und der Tür­
kei die anfallenden Importzölle der USA ebenfalls wegfallen, 
kann sich der Aufbau des Produktionsstandortes in der 
Tschechischen Republik lohnen.

Ferner ist die Umwandlung des bestehenden Zollabkom­
mens zwischen der EU und der Türkei unter Berücksichti­
gung der Ursprungsregeln keine kostenlose Option. Euro­
päische Unternehmen, die in der Türkei Zwischengüter für 
ihre Heimatstandorte produzieren, wären plötzlich mit der 
Notwendigkeit von Ursprungszertifikaten konfrontiert. Ne­
ben dem administrativen Aufwand werden durch die zuvor 
dargestellten Wertschöpfungsgrenzen implizit auch Grenzen 
für zollfrei einführbare Güter definiert. Dieses Beispiel zeigt 
potenzielle Auswirkungen von TTIP für die Türkei auf, falls 
das Land kein Freihandelsabkommen mit den USA abschlie­
ßen kann bzw. das Asymmetrie-Problem langfristig beste­
hen bleibt. Zudem wird deutlich, dass die unvollkommene 
Vertragsgestaltung des Zollabkommens zwischen der EU 
und der Türkei Friktionen für europäische Produzenten in 
der Türkei hervorruft, da plötzlich Ursprungsregeln auch in 
der Zollunion auftauchen können. Die Umwandlung des Zoll­
abkommens in ein Freihandelsabkommen geht ebenfalls mit 
Nachteilen einher. 

Angesichts der Verpflichtungen des Handelsabkommens 
zwischen der Türkei, der EU und potenziellen Drittstaaten ist 
eine genauere Betrachtung der Handels – und Investi­
tionsunterschiede, die aufgrund von Ursprungsregeln ent­
stehen könnten, wenn TTIP unterzeichnet wird, von entschei­
dender Bedeutung. In der politischen und akademischen 
Literatur werden diese bisher kaum diskutiert. Einige Analys­
ten hoffen, dass die Fokussierung auf nicht-tarifäre Maßnah­
men und die Regulierungszusammenarbeit in TTIP die von 
Viner (1950) dargestellten Handelsumlenkungseffekte fak­
tisch eliminieren. Für ein prominentes Beispiel siehe Baldwin 
(2011). Gemäß dieser Überlegungen könnten Drittstaaten 
von TTIP ebenfalls profitieren, wenn gemeinsame Standards 
und Normen festgelegt werden oder wenn die regulatorische 
Konvergenz zu niedrigeren Markteintrittsbarrieren gegenüber 
allen Handelspartnern führt. Bei einem Land wie der Türkei, 
das nicht Teil der EU ist und das zugleich einen hohen Anteil 
an Zwischenerzeugnissen in die EU liefert, können diese skiz­
zierten Spillover-Effekte durch neue Handelskosten in Form 
von Ursprungsregeln zunichte gemacht werden.

Mögliche Politikoptionen 

Die Verhandlungsposition der Türkei für eigene Freihandels­
abkommen mit den neuen Freihandelspartnern der EU zur 
Beseitigung der drohenden Ungleichheit ist ungünstig. Ge­
genwärtig werden in der Türkei unterschiedliche politische 
Anpassungsoptionen diskutiert, wobei die Realisierbarkeit 
mancher Vorschläge zeitlich zu hinterfragen ist. Vier Szena­
rien sind in den kommenden Jahren denkbar.

a) EU-Mitgliedschaft der Türkei

Die Aussicht auf eine EU-Mitgliedschaft, die die Türkei in 
alle EU-Handelsabkommen gleichberechtigt integrieren 
würde, ist in absehbarer Zeit nicht realistisch. In den letz­
ten fünf Jahren der Beitrittsverhandlungen einigten sich 
die EU Mitglieder mit der Türkei darauf, gerade einmal zwei 
Verhandlungskapitel (Kapitel 12: Lebensmittelsicherheit, 
Tier- und Pflanzenschutzpolitik; Kapitel 22: Regionalpolitik 
und Koordinierung der strukturellen Instrumente) zu eröff­
nen. Zwar wurden in der jüngsten Flüchtlingsdebatte wei­
tere Kapiteleröffnungen ausgehandelt, jedoch ist eine bal­
dige Vollmitgliedschaft des Landes weiterhin unwahr­
scheinlich.

b) Mandatsübernahme der EU für die Türkei 

Grundsätzlich besteht eine theoretische Möglichkeit, die Tür­
kei an allen Handelsverhandlungen der EU mit Drittstaaten 
gleichberechtigt zu beteiligen, ohne dass eine EU-Vollmit­
gliedschaft des Landes vorliegt. Ein solches Vorgehen wür­
de das bestehende Asymmetrie-Problem stark kompensie­
ren, da türkische Unternehmen ebenfalls Marktzugangser­
leichterungen auf dem US-Markt erhalten würden. Praktisch 
ist eine solche Vertragsanpassung jedoch schwerlich vor­
stellbar, da die EU-Kommission die europäischen Freihan­
delsverhandlungen führt und kein politisches Mandat für ei­
nen Nicht-Mitgliedstaat übernehmen wird. Zudem hat 
EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström klar zum Aus­
druck gebracht, dass Verhandlungen über neue Freihandels­
abkommen nur zwischen der EU und den jeweiligen Dritt­
staaten stattfinden.

c) Rückführung der Zollunion in ein Freihandelsabkommen

Eine dritte institutionelle Reform, die das skizzierte Asym­
metrie-Problem eliminieren würde, ist aus Sicht der Türkei, 
die Rückführung der Zollunion in ein Freihandelsabkommen. 
Diese Möglichkeit wurde vom türkischen Wirtschaftsminister 
wiederholt als realistische Politikoption verkündet. Für den 
wirtschaftspolitischen Integrationsprozess der Türkei in die 
EU würde eine solche Reform einen Rückschritt bedeuten, 
da die Türkei mehr Autonomie in der internationalen Wirt­
schaftspolitik erhalten würde. Zugleich drohen bei einem 
EU-Türkei-Freihandelsabkommen negative Folgen für die 
türkische Industrie, da kostspielige Kontrollen über die Her­
kunft von gehandelten Gütern mit der EU notwendig würden. 
Nur durch solche Ursprungszeugnisse ist es im Fall eines 
Freihandelsabkommens möglich zu bestimmen, welche Gü­
ter weiterhin zwischen der EU und der Türkei zollfrei gehan­
delt werden dürfen. 

d) Vertiefung der Zollunion 

Ein gangbarer und realistischer Weg, den aus dem Anka­
ra-Abkommen resultierenden Nachteilen entgegenzuwirken, 
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liegt darin, das vorliegende Zollabkommen weiter zu vertie­
fen, so dass die Vorteile für die Türkei die Nachteile über­
wiegen. Dazu müssen Dienstleistungen und landwirtschaft­
liche Erzeugnisse, die bisher von der Zollbefreiung ausge­
nommen sind, in die Verträge aufgenommen werden. Zu­
dem könnte das Europäische Zollabkommen um einen Pas­
sus erweitert werden, in dem alle Handelsabkommen der 
EU mit Drittstaaten auch für die Zollunionsmitglieder auto­
matisch übernommen werden.

Nur zwei dieser Optionen erscheinen lebensfähig 
zu sein 

Die EU-Türkei-Zollunion in ein Freihandelsabkommen 
umzuwandeln

Eine handelspolitische Option für die Türkei besteht darin, 
den Handel zwischen der Türkei und der EU durch Aufhe­
bung der gegenseitigen Zollunion auszugleichen, indem sie 
in ein bilaterales Freihandelsabkommen umgewandelt 
wird. Ohne eine Europäische Zollunion würde die türkische 
Wirtschaft jedoch ihren privilegierten Zugang zum europäi­
schen Binnenmarkt ein Ende setzen, was wiederum erheb­
liche wirtschaftliche Auswirkungen hätte.

Durch die Rückführung der EU-Türkei-Zollunion zu einem 
bilateralen Freihandelsabkommen würde die Türkei volle 
Souveränität über ihre Handelspolitik erlangen und müsste 
den US-Exporteuren nach Inkrafttreten von TTIP keine ein­
seitige Handelserleichterung gewähren. Allerdings würde 
dieser Rückschritt der türkischen Integration in den EU-Bin­
nenmarkt zu einem erheblichen Wohlfahrtsverlust füh­
ren. Yalcin et al. (2016) zeigen, dass in einem solchen Fall 
die Türkei einen Rückgang des BIP von 0,81% erwarten 
kann. Bei Berücksichtigung von TTIP, würde die Türkei in 
diesem Szenario einen weiteren Rückgang der Wohlfahrt 
erfahren (– 0,96%). Obwohl mit einer solchen Anpassung in 
den türkischen Handelsabkommen das Problem der Asym­
metrie im Handel mit den USA nicht mehr bestehen würde, 
benachteiligt ein Freihandelsabkommen mit der EU die tür­
kischen Exporte auf dem europäischen Markt, wenn die EU 
neue Freihandelsabkommen abschließt. Der Rückgang der 
türkisch-europäischen Produktionsnetzwerke spielt hier ei­
ne entscheidende Rolle, und die Notwendigkeit von Ur­
sprungszeugnissen ist erneut ein entscheidender Faktor, der 
die negativen Wohlfahrtseffekte erklärt.

Wenn die Türkei in diesem Szenario ein eigenes Freihandels­
abkommen mit den USA unterzeichnen könnte (TTIP), wür­
de das nicht zu einer signifikanten Verbesserung führen. Im 
besten Fall kann die Türkei mit einer solchen Handelspolitik 
die Entstehung von negativen Wohlfahrtseffekten verhin­
dern, was zwar eine Verbesserung zu der vorliegenden Si­
tuation wäre, jedoch langfristig keine zufriedenstellende Op­
tion darstellen kann.

Vertiefung der EU-Türkei-Zollunion mit offener TTIP

Eine alternative Politikoption besteht darin, das bestehende 
Zollabkommen zwischen der EU und der Türkei zu vertiefen. 
Die Ausweitung des Vertrags auf die Landwirtschafts- und 
die Dienstleistungsbrachen könnte die negativen Auswir­
kungen des skizzierten Asymmetrie-Problems ausglei­
chen. Nach den Simulationen von Yalcin et al. (2016) könn­
te eine Erweiterung der Zollunion selbst bereits zu einem 
Anstieg des türkischen BIP um 1,84% führen. Die landwirt­
schaftlichen Exporte in die EU würden voraussichtlich um 
95% und die Exporte von Dienstleistungen um bis zu 430% 
in den nächsten zehn Jahren zulegen.

Sollte die EU TTIP unterzeichnen, würde das Einkommens­
niveau in der Türkei aufgrund der gestiegenen Nachfrage 
nach türkischen Dienstleistungen in der EU weiter anstei­
gen. Eine Ausweitung der Zollunion plus TTIP, ohne dass 
die Türkei Teil der Vereinbarung wäre, könnte dadurch ein 
Anstieg des türkischen BIP um 1,87% nach sich ziehen.

Sollte die Türkei ferner ein eigenes Handelsabkommen mit 
den USA unterzeichnen, das den Bedingungen der EU in 
TTIP entspricht, könnte das türkische BIP um 2,3% steigen, 
was einer nominalen Erhöhung von 18 Mrd. US-Dollar ent­
sprechen würde. Dieses letzte Szenario stellt eine TTIP-Aus­
gestaltung dar, die Drittländern eine planbare Partizipation 
ermöglicht. Aus Sicht der Türkei wäre eine solche Selbst­
verpflichtung der EU und der USA in TTIP eine sinnvolle 
Handelspolitik.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass eine Vertiefung der 
Zollunion mit der EU und gleichzeitig eine Partizipation der 
Türkei an TTIP aus wirtschaftlicher Perspektive die sinnvolls­
te Option darstellt. In einem solchen Fall kann die Türkei mit 
den höchsten Wohlstandsgewinnen rechnen (vgl. Yalcin et 
al. 2016).

Grundsätzlich hat die Türkei durch die Vertiefung der Zolluni­
on die Möglichkeit, das Problem der asymmetrischen Han­
delseffekte, die sich aus dem TTIP im derzeitigen EU-Tür­
kei-Zollabkommen ergeben, zu kompensieren. Mit der Ein­
bindung der türkischen Agrar- und Dienstleistungssektoren 
in die Europäische Zollunion ergeben sich auch für die 
EU-Staaten wirtschaftliche Chancen. Die Vertiefung der 
Zollunion bietet den EU-Staaten folglich Anreize, das Prob­
lem der skizzierten Asymmetrie im vorliegenden Abkommen 
gegenüber Drittenländern wie im Fall von TTIP, zu beseiti­
gen. Die Vertiefung der Zollunion sollte mit einer Ausweitung 
des Freihandelsabkommen zwischen der EU und den USA 
offiziell verbunden werden, damit auch für türkische Unter­
nehmen Marktzugangserleichterungen zukünftig greifen.

Angesichts der dargestellten Zusammenhänge ist es nicht 
verwunderlich, dass die türkische Regierung mit Vertretern 
der Europäischen Union im Mai 2015 eine Absichtserklärung 
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zur Modernisierung und Erweiterung der bestehenden 
Zollunion zwischen den beiden Parteien erlassen hat. 

Während die EU und die Türkei klare ökonomische Anreize 
haben, die bestehende Zollunion zu vertiefen und sich auf 
ein neues Zollabkommen zu einigen, in dem die Türkei 
gleichberechtigt in TTIP und in weiteren Freihandelsabkom­
men mit Drittländern behandelt werden soll, stellt sich die 
Frage, warum die USA im Fall von TTIP einer solchen Han­
delspolitik zustimmen sollte.

In der Tat gibt es aus der Perspektive der USA keine größe­
ren wirtschaftlichen Anreize, TTIP für Türkei zu öffnen, indem 
das vorgeschlagene transatlantische Handelsabkommen 
plurilateralisiert wird.  Wie veranschaulicht, werden die 
US-Unternehmen bereits über den EU-Markt nach der Un­
terzeichnung von TTIP einen liberalisierten Zugang zum tür­
kischen Markt erhalten. 

Allerdings ist vor allem auf lange Sicht ein politisches Argu­
ment zu berücksichtigen. Wenn TTIP für Drittstaaten ver­
schlossen bleibt, droht die wirtschaftliche Integration der 
Türkei mit der EU, sich stetig zu verschlechtern. In der Fol­
ge droht die Türkei, sich politisch von der EU und den USA 
abzuwenden.  

Andererseits würde die Öffnung der TTIP-Verhandlungen für 
Drittstaaten die laufenden Verhandlungen erschweren, die 
sich zudem bereits jetzt schon in einem schwierigen politi­
schen Umfeld befinden. Die US-Regierung muss letztlich 
abwägen, inwieweit die Zurückhaltung bei der Öffnung von 
TTIP für die Türkei als gleichberechtigter Partner es wert ist, 
eine ernsthafte Verschlechterung der wirtschaftlichen Integ­
ration des Landes in die EU zu riskieren.

Schlussfolgerungen

Die vorgeschlagene Transatlantische Handels- und Investi­
tionspartnerschaft zwischen der EU und den USA würde 
etwa 45% der weltweiten Wertschöpfung und etwa 30% 
der weltweiten Exporte umfassen. Wegen der wirtschaftli­
chen Größenordnung der beteiligten Parteien wird die Bil­
dung von TTIP auch für Drittländer wichtige Auswirkungen 
haben. Erstens werden Drittländer am ehesten unter Han­
delsumlenkungen wirtschaftlich benachteiligt. Wenn die Ver­
einigten Staaten der EU präferenziellen Zugang zu ihrem 
Markt gewähren, wird die EU Waren für die US-Verbraucher 
billiger offerieren können. Somit werden EU-Firmen mittel­
fristig Importgüter aus Drittstatten in den USA aus dem 
Markt drängen. Das gleiche gilt für US-Produkte auf den 
EU-Märkten. Solange TTIP für Drittländer verschlossen 
bleibt, ist mit Handelsumlenkungen in den entsprechenden 
Staaten zu rechnen. Jedoch sagen wirtschaftliche Studien 
voraus, dass die Wohlfahrtseffekte im Durchschnitt moderat 
ausfallen werden.

Im Fall der Türkei führt ein für Drittstaaten geschlossenes 
TTIP mittelfristig zu sehr negativen Wirtschaftseffekten. Ein 
wesentlicher Grund für die vorhergesagten hohen Verluste 
der türkischen Wirtschaft rührt von institutionellen Schwä­
chen der europäisch-türkischen Zollunion her. Es ist nicht 
TTIP selbst, sondern die Inkompatibilitäten der vorliegenden 
europäisch-türkischen Zollunion mit dem geplanten transat­
lantischen Handelsabkommen. 

Sollten in kurzer Frist keine politischen Maßnahmen ergriffen 
werden, droht eine merkliche Verschlechterung der europä­
isch-türkischen Wirtschaftsbeziehungen. Die Dringlichkeit 
für eine Politikanpassung wird zudem durch weitere externe 
Faktoren verdeutlicht. So hat der russische Präsident Vladi­
mir Putin der Türkei angeboten, Teil der eurasischen Zolluni­
on zu werden. Türkische Politiker diskutieren diese Option 
zunehmend als Alternative zur Europäischen Zollunion. 

Konservative Politiker in der Türkei fordern alternativ, sich 
von dem einseitigen Zollabkommen mit der EU zu befreien 
und stattdessen ein europäisch-türkisches Freihandelsab­
kommen zu installierten. Die aktuelle Studie des ifo Instituts 
im Auftrag der Bertelsmann Stiftung illustrieren jedoch ein­
deutig, dass eine Abkehr der Türkei von der EU, z.B. durch 
eine Rückführung der Zollunion in ein Freihandelsabkom­
men, für das Land mit erheblichen Wohlfahrtsverlusten ein­
hergehen würde.

Im Gegensatz dazu, stellt eine tiefere wirtschaftliche Integ­
ration des Landes in die Zollunion eine reale Politikoption 
dar, da die Türkei zunächst mit deutlichen Wohlfahrtsgewin­
nen rechnen kann und die negativen Handelseffekte, bedingt 
durch das Asymmetrie-Problem, zunächst kompensiert wer­
den können. 

Die Berücksichtigung der türkischen Landwirtschafts- und 
den Dienstleistungsbranchen in der Europäischen Zollunion 
bietet zudem auch für die EU-Staaten wirtschaftliche Chan­
cen. Insofern ergibt sich für die türkische Regierung eine 
Verhandlungsmasse, das Asymmetrie-Problem im vorlie­
genden Zollabkommen zu beheben. Konkret sollte das Ab­
kommen formal im Zusammenhang mit Freihandelsabkom­
men zwischen der EU und Drittstaaten erweitert werden, so 
dass ausgehandelte Zollerleichterungen für europäische Fir­
men in Drittstaaten auch für türkische Unternehmen mitbe­
rücksichtigt werden können.

Die in der Öffentlichkeit kaum diskutierten und hier darge­
stellten Herausforderungen in der europäisch-türkischen 
Zollunion illustrieren, dass die Türkei im Spannungsfeld zwi­
schen Europa und Asien ökonomisch von der EU abzudrif­
ten droht, wenn dem Land keine realistischen Anpassungen 
im Zollabkommen aus der EU angeboten werden. 

Aufgrund der öffentlich angespannten politischen Stimmung 
und Haltung gegenüber TTIP erscheint es allerdings sehr 
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unwahrscheinlich, dass die EU und die USA der Türkei eine 
gleichwertige Partizipation in TTIP ermöglichen werden, ob­
gleich beide Regionen ein großes Interesse daran haben, 
das Land weiterhin in die transatlantische Partnerschaft ein­
zubeziehen.

Die EU und die USA könnten jedoch einen verbindlichen 
Fahrplan erstellen, wie die Türkei an TTIP zukünftig partizi­
pieren kann, nachdem die transatlantischen Partner ein bi­
laterales Handelsabkommen unterzeichnet haben. Ein sol­
cher offener, aber verbindlicher TTIP-Fahrplan einhergehend 
mit der Vertiefung der Zollunion zwischen der EU und der 
Türkei würde eine große Unsicherheit für die auf den drei 
Märkten tätigen Unternehmen eliminieren und auch die mit­
tel- und langfristige Anbindung der Türkei in die transatlan­
tische Partnerschaft eher sicherstellen.
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Scheinstabilität und Strukturprobleme 

Trotz zahlreicher Risikofaktoren konnte die wirtschaftliche 
Dynamik der türkischen Wirtschaft in den letzten Jahren 
aufrechterhalten werden. Doch die Lage ist fragil, und zahl­
reiche schwerwiegende Strukturprobleme stellen die Nach­
haltigkeit des Wirtschaftswachstums in der Türkei in Frage. 
Eine weitgehende Restrukturierung ist nötig, um etwa die 
Abhängigkeit von ausländischem Kapital zu reduzieren und 
die Wettbewerbsfähigkeit der türkischen Industrie und ihre 
Integration in internationale Wertschöpfungsketten zu stär­
ken. Der 2016 verabschiedete Aktionsplan wird wichtige 
Reformen in Gang setzen. Doch Gegenwind kommt von 
den verschlechterten politischen Rahmenbedingungen, die 
viele Investoren verunsichern und wie ein Gift für den Tou­
rismus wirken. Insbesondere in dieser Hinsicht werden wich­
tige Fortschritte erwartet, um den Integrationsprozess in die 
europäischen Strukturen voranzutreiben.

In den letzten Jahren wies die türkische Wirtschaft eine recht 
dynamische Entwicklung auf, die die Kaufkraft der Bevölke­
rung stärkte und zu einer erheblichen Verbesserung der Le­
bensbedingungen beitrug. Seit die Partei für Gerechtigkeit 
und Aufschwung (AKP) im Jahr 2002 die Regierung über­
nahm, konnte die gesamtwirtschaftliche Leistung in der Tür­
kei in realer Rechnung um fast 5% jährlich zulegen. Die 
Staatsverschuldung hat sich seither mehr als halbiert auf 
nur noch 33% des Bruttoinlandsprodukts. Die Entwertung 
des Geldes konnte verlangsamt werden und die Inflations­
rate liegt bereits im einstelligen Bereich – verglichen mit einer 
durchschnittlichen Preissteigerungsrate von knapp 80% 
jährlich in den 1990er Jahren. Das kaufkraftbereinigte 
Pro-Kopf-Einkommen hat sich seit 2001 mehr als verdoppelt 
und ist aktuell vergleichbar mit diesem in EU-Ländern wie 
Bulgarien und Kroatien. Die Lebensstandards haben sich 
somit wesentlich verbessert, und der Anteil der Bevölkerung 
unter der Armutsgrenze ist erheblich gesunken. Trotzdem 
konnten nicht alle Bevölkerungsgruppen an der Verbesse­
rung der Lebensbedingungen gleichermaßen partizipieren. 

Galina Kolev*

 *	 Dr. Galina Kolev ist Leiterin der Forschungsgruppe Gesamtwirtschaftliche 
Analysen und Konjunktur am Institut der deutschen Wirtschaft Köln.
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Das Gefälle zwischen strukturschwachen 
ländlichen Gebieten insbesondere im Osten 
und Südosten, und den wirtschaftlich star­
ken Metropolen bleibt sehr groß. In Istanbul, 
wo etwa 20% der Bevölkerung ihren Wohn­
sitz haben, ist der Lebensstandard wesent­
lich höher und das durchschnittliche Einkom­
men ist fast dreimal so hoch wie im Südosten 
Anatoliens. Dies ist die höchste Einkom­
menslücke unter den OECD-Staaten (vgl. 
OECD 2016). Auch die gesamtwirtschaftli­
che Einkommensungleichheit der Nettoein­
kommen, gemessen am Gini-Koeffizienten, 
war nach Angaben der OECD im Jahr 2012 
mit etwa 0,4 die zweithöchste unter den 
OECD-Ländern (OECD 2016). Nur noch in 
Mexiko ist die Einkommensungleichheit höher. Die so dar­
gestellte Schere zwischen Arm und Reich für die gesamte 
Volkswirtschaft und die einzelnen Regionen resultiert auch 
in großen Unterschieden im Bildungsniveau sowie in der 
Lebenserwartung der Bevölkerung. Zudem überschreitet sie 
bereits das Niveau, das in der Literatur als der Schwellen­
wert identifiziert wurde, ab dem die Einkommensungleichheit 
wachstumshemmende Effekte haben dürfte (vgl. Chen 
2003, Kolev und Niehues 2016).

Trotz der erreichten Fortschritte in den letzten Jahren bleibt 
zudem die wirtschaftliche Lage im Land relativ fragil. Denn 
die türkische Wirtschaft wird nach wie vor durch grundle­
gende Ungleichgewichte charakterisiert. So ist das nach 
wie vor hohe Leistungsbilanzdefizit und die dahinter ste­
ckende Abhängigkeit von ausländischem Kapital eine Her­
ausforderung für die langfristige Entwicklung des Landes. 
Zwar konnte das Defizit in der Leistungsbilanz seit dem 
Rekordwert im Jahr 2011 von 9,6% des Bruttoinlandspro­
dukts mehr als halbiert werden (vgl. Abb. 1). Doch ein we­
sentlicher Teil dieser Entwicklung ist auf die niedrigen Roh­
stoffpreise zurückzuführen. Trotz der starken Abwertung 
der Währung konnten die türkischen Unternehmen ihre Ex­
porttätigkeit in den letzten Jahren nur geringfügig steigern. 
Obwohl die Lira seit Anfang 2011 fast zwei Drittel ihres 
Wertes gegenüber dem Euro verlor, ist der reale Wert der 
türkischen Exporte von Waren und Dienstleistungen zwi­
schen 2011 und 2015 nur um gut 5% im Jahresdurchschnitt 
gestiegen. Im Jahr 2015 war die Exporttätigkeit, gemessen 
in realen Termen, sogar rückläufig. Im Zuge des Abwer­
tungsprozesses ist auch der Bestand an Devisenreserven 
der Zentralbank erheblich gesunken. Gemäß des Article-IV- 
Berichts des Internationalen Währungsfonds haben die In­
terventionen der Türkischen Zentralbank es nötig gemacht, 
die Devisenreserven seit 2015 wieder aufzustocken (vgl. 
IWF 2016).

Das hohe Leistungsbilanzdefizit geht mit einer schwachen 
Spartätigkeit der privaten Haushalte einher. Die gesamtwirt­
schaftliche Ersparnis lag 2015 nach Angaben des Interna­

tionalen Währungsfonds bei etwa 14,5% des Bruttoinlands­
produkts, was die Finanzierung des Exportdefizits erheblich 
erschwert. Zum Vergleich: in Deutschland ist der Wert der 
gesamtwirtschaftlichen Ersparnis, gemessen am Bruttoin­
landsprodukt, fast doppelt so hoch. Die Anreize zu sparen 
sind relativ gering, zumal die Inflationsrate von knapp 8% 
schnell den Wert der Ersparnis schmälert. 2013 wurde ein 
neues System für die private Altersvorsorge eingeführt, um 
die Sparaktivität privater Haushalte zu fördern. Vorbehaltlich 
einer Obergrenze werden seitdem die Ersparnisse um bis 
zu 25% aufgestockt. Erste Erfolge des Systems sind bereits 
eingetreten, und das in diesem System akkumulierte Kapital 
lag bis Mai 2016 bei etwa 2,7% des jährlichen BIP (vgl. 
OECD 2016).

Aufgrund der geringen Sparquote ist die türkische Wirtschaft 
auf Kapitalflüsse aus dem Ausland angewiesen, um das 
hohe Leistungsbilanzdefizit zu finanzieren. Zwar ist die Brut­
toauslandsverschuldung mit 56,4% des Bruttoinlandspro­
dukts bei weitem nicht so hoch wie etwa in den EU-Krisen­
staaten Portugal und Griechenland (vgl. Abb. 2). Doch die 
Struktur der Auslandsverschuldung ist anfällig für Kapital­
abflüsse. Im Vergleich mit anderen OECD-Schwellenländern 
ist der Anteil der Kurzfristkredite hoch, so dass es bei uner­
warteten Schocks schnell zu Kapitalflucht kommt, wie es 
etwa im Zusammenhang mit dem Ausstieg der USA aus der 
ultraexpansiven Geldpolitik der Fall war. So ist der Anteil der 
Kurzfristkredite an der Bruttoauslandsverschuldung in der 
Türkei mit 26% wesentlich höher als in Mexiko und mehr als 
dreimal so hoch wie in Chile. Der Anteil der Auslandsinves­
titionen in der Türkei hat sich in den letzten Jahren verringert, 
was nicht nur die Anfälligkeit für Schocks und Kapitalabflüs­
se steigert, sondern auch die Möglichkeiten einschränkt, 
von dem Import ausländischen Know-hows zu profitieren.

Verbunden mit der schwachen Spartätigkeit der türkischen 
Haushalte ist eine rege Konsumlaune, die auch die wich­
tigsten Wachstumsimpulse für die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung liefert. Zwar stellt der private Verbrauch eine 
wichtige Konjunkturstütze dar, der der Großteil des Wirt­
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schaftswachstums in den letzten Jahren zu verdanken ist. 
Doch diese Entwicklung hat auch die Verschuldung der pri­
vaten Haushalte in die Höhe getrieben und kann somit nicht 
eine nachhaltige Wachstumsquelle sein. Eine Verschiebung 
der Wachstumskräfte und eine verstärkte Exportorientierung 
sind langfristig nötig, um die türkische Ökonomie auf einen 
stabilen nachhaltigen Wachstumspfad zu bringen. Dies kann 
durch eine weitere Förderung der Sparaktivität und eine 
Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit erreicht 
werden und würde auch das chronische Leistungsbilanz­
defizit reduzieren.

Eine wichtige Baustelle hin zu mehr Exportorientierung bleibt 
nach wie vor die Integration der türkischen Wirtschaft in in­
ternationale Wertschöpfungsketten. Die Zollunion mit der 
Europäischen Union und die geographische Nähe stellen 
Bedingungen dar, die eine engere Integration ermöglichen 
und nur unzureichend genutzt werden. Dies ist etwa ersicht­
lich aus der Struktur der EU-Importe aus der Türkei (vgl. 
Abb. 3). Der Anteil der importierten Vorleistungen an den 
gesamten EU-Importen aus der Türkei liegt 
mit 41,4% weit unter dem Wert anderer ver­
gleichbarer Länder. In den EU-Mitgliedstaa­
ten Bulgarien, Kroatien und Rumänien liegt 
dieser Anteil bei knapp 60%. Auch Länder 
wie Mexiko und Korea, mit denen der 
EU-Handel ebenfalls durch eine Zollunion 
bzw. ein Freihandelsabkommen weitgehend 
liberalisiert ist, sind viel stärker in die EU-Wert­
schöpfungsketten integriert – auch wenn die 
räumliche Distanz zu diesen Ländern mit ho­
hen Transportkosten für die Vorprodukte ein­
hergeht. Zwar ist das Volumen der aus der 
Türkei importierten Waren insgesamt größer 
als dieses aus Mexiko und Korea. Doch der 
Anteil der importierten Vorleistungen an den 
EU-Importen aus diesen Ländern ist um mehr 
als 10 Prozentpunkte höher als im Handel mit 
der Türkei. Auch der Importanteil der türki­

schen Exporte bleibt vergleichsweise gering. 
Dieser hat zwar in den letzten Jahren zuge­
nommen (vgl. OECD 2016). Doch im Jahr 
2015 lag der Anteil der ausländischen Wert­
schöpfung an den Gesamtexporten des 
Landes immer noch bei knapp 26% und war 
somit wesentlich geringer als etwa in Bulga­
rien, Mexiko und Korea. 

Die Gründe für die geringe Integration der 
türkischen Wirtschaft in internationale Wert­
schöpfungsketten sind vielfältig. Die Türkei 
hat sich vor allem auf die Produktion und den 
Export von Endprodukten in Bereichen spe­
zialisiert, die arbeitsintensiv sind oder keine 
hohen Qualifikationen erfordern. Der Anteil 
der technologieintensiven Produkte, die den 

Einsatz hochqualifizierter Arbeitskräfte erfordern, liegt bei 
unter 15%, gemessen an den Exporten von Produkten des 
Verarbeitenden Gewerbes. Das dafür benötigte Humanka­
pital fehlt, die Investitionen in Innovationen, Forschung und 
Entwicklung sowie wissensbasiertes Kapital sind unzurei­
chend. Auch die Wettbewerbsfähigkeit hat sich in den letz­
ten Jahren unter anderem als Folge des Konvergenzprozes­
ses verschlechtert. Zwar konnte die türkische Wirtschaft 
gemäß dem Global Competitiveness Report des World Eco­
nomic Forums von Rang 59 im Jahr 2012 auf Rang 43 im 
Jahr 2013 aufsteigen. Doch seit dem Jahr 2013 hat sich die 
Wettbewerbsfähigkeit wieder verschlechtert, so dass die 
Türkei im Jahr 2016 nur noch auf Rang 51 liegt. Mit wenigen 
Ausnahmen lag die Zunahme der Reallöhne in den letzten 
Jahren weit über dem Anstieg der Produktivität. Trotz der 
starken nominalen Abwertung der Währung konnte seit 
2011 keine dauerhafte reale Abwertung verbucht werden, 
denn der Preisanstieg fiel ebenfalls recht hoch aus. Zwar 
konnte die Türkei in den letzten Jahren ihren Anteil an den 
Weltexporten steigern. Doch der Anstieg der Exporte fiel 
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insbesondere seit 2012 in etwa so hoch aus wie das Wachs­
tum der Exportmärkte selbst, so dass sich die Exportper­
formance kaum änderte.

Die bestehenden Probleme der türkischen Wirtschaft wer­
den die wirtschaftliche Entwicklung auch in den nächsten 
Jahren bremsen. Hinzu kommt nun die innerpolitische Span­
nung, die das Vertrauen von internationalen Investoren be­
einträchtigt hat und oft Gegenstand der Kritik insbesondere 
von Seiten der westlichen Handelspartner ist. Seit der poli­
tischen Wende Anfang der 2000er Jahren konnte die Türkei 
wesentliche Fortschritte erzielen, die zu einer Stabilisierung 
der politischen Lage geführt haben. Auch in Sachen Kor­
ruptionsbekämpfung hat sich einiges getan, so dass das 
Land von Rang 77 im Jahr 2004 auf Rang 53 im Jahr 2013 
gemäß des Korruptionswahrnehmungsindex von Transpa­
rency International aufgestiegen ist. Doch seit dem Jahr 
2013 hat sich die Wahrnehmung der Korruption im Land 
wieder verstärkt. Im Jahr 2015 rangierte die Türkei auf Platz 
66 – eine wesentliche Verschlechterung, die sich im Laufe 
des Jahres 2016 noch weiter fortgesetzt haben dürfte. 

Um die langfristige Attraktivität des Landes für internationa­
le Investoren zu sichern, muss die Regierung ihre Reform­
anstrengungen in vielen Bereichen weiter fortsetzen. Die 
Anreize für Innovationen und Forschung und Entwicklung 
müssen verstärkt und die Stabilität und das Vertrauen in die 
institutionellen Rahmenbedingungen wieder hergestellt wer­
den. Rechtssicherheit und die Qualität der Regierungsinsti­
tutionen sind wichtige Determinanten des Wirtschafts­
wachstums, die die Grundlagen für die weitere wirtschaftli­
che Entwicklung sicherstellen (vgl. Bardt 2015; Barro 2015). 
Und auch weitere Bemühungen, um die Integration in inter­
nationale Wertschöpfungsketten zu fördern, dürften von ver­
besserten Institutionen profitieren (vgl. Kowalski et al. 2015). 
Eine Modernisierung von Handelsabkommen kann diesen 
Schritt unterstützen und die Nutzung des aufgrund der geo­
graphischen Nähe und der langen Tradition der Handelsbe­
ziehungen bestehenden Potenzials zum Ausbau des Han­
dels mit Ländern aus der Europäischen Union weiter fördern.
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